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Europas Demokratien temporär im Notbetrieb? 
Rahmenbedingungen, Verantwortlichkeiten und Ausstiegsszenarien aus der Corona-Krise 

Diese politikwissenschaftliche Analyse zum Ausbruch und Verlauf der Corona-Krise in Europa wirft 

mehr Fragen auf, als sie beantworten kann. So gehören die wirtschaftlich starken Mitgliedstaaten 

der Europäischen Union (EU) wie Italien, Spanien, Frankreich und Deutschland zu den am meisten 

von Covid-19 betroffenen Staaten weltweit. Dabei verfügen sie über funktionierende Gesundheits-

systeme und über Pandemiepläne, die sie mit der Weltgesundheitsorganisation (WHO) ausgearbeitet 

haben. Zusätzlich finanziert die EU auf supranationaler Ebene Europäische Agenturen im Gesund-

heitsbereich, denen eine Schutzfunktion im Falle von Pandemien zukommt. Die EU-Mitgliedstaaten 

sind außerdem demokratische Systeme, die ihre Bürger am politischen Willensprozess beteiligen.  

Sämtliche Entscheidungsträger in diesem komplexen EU-System sahen trotz Ausbreitung des 

Coronavirus in Norditalien keine Gefahr in Verzug, sondern vertrauten auf ihre Experten, die das 

neuartige Coronavirus anfangs mit der saisonalen Influenza verglichen. Als die WHO Covid-19 zur 

Pandemie erklärte, drehten 20 von 27 EU-Regierungen ihren Kurs um 180 Grad, zunächst Italien und 

Frankreich, dann Spanien und Deutschland. Sie aktivierten aber nicht ihre Pandemiepläne zum 

Schutz gefährdeter Bevölkerungsgruppen, sondern stellten die gesamte Bevölkerung unter Quaran-

täne und ordneten für alle öffentlichen Institutionen und privaten Unternehmen einen Shutdown an.  

Immer mehr internationale Experten belegen, dass diese Entscheidungen ohne wissenschaftliche 

Erkenntnisse über Covid-19 und ohne Abwägung der Verhältnismäßigkeit der Mittel gefällt wurden. 

Die Behörden verweigern Untersuchungen zur Frage, ob die gemeldeten Todesfälle mit oder allein 

durch Covid-19 verstorben sind. Dieses Defizit ist dadurch zu erklären, dass sich die europäischen 

Demokratien derzeit im Notbetrieb befinden, in dem Grundrechte der Verfassungen eingeschränkt 

sind. Während die Brüsseler EU-Institutionen in der Krise vor allem weitere Entscheidungsbefug-

nisse an sich ziehen, hat der Europarat seinen 47 Mitgliedstaaten einen Kompass an die Hand geben, 

um Demokratie und Rechtstaatlichkeit auch in der aktuellen Notlage zu schützen. So darf die Exeku-

tive unkontrollierbare Befugnisse nicht unbegrenzt und ohne Gesetzesrahmen an sich ziehen.  

Derzeit ist noch nicht abzusehen, wie die EU-Mitgliedstaaten ihren Weg aus der Corona-Krise finden 

werden. Dabei sind drei Szenarien denkbar. Das erste Szenario, die Rückkehr zur verfassungsmäßi-

gen Ordnung, würde eine Aufhebung aller Notmaßnahmen voraussetzen. Die Parlamente werden die 

Erfahrungen aus der Covid-19-Pandemie aufarbeiten müssen, z.B. über Untersuchungsausschüsse, 

um für zukünftige Fälle besser gerüstet zu sein. Das zweite Szenario wäre eine Verlängerung und 

Anpassung der Ausnahmegesetze und Verordnungen, was allerdings Risiken birgt. Gefahren zu-

sätzlicher politischer Instabilitäten entstehen aus Kompetenzstreitigkeiten sowohl auf innerstaatli-

cher Ebene (Länderfinanzausgleich) als auch innerhalb des europäischen Mehrebenensystems.  

Das dritte mögliche Szenario wäre ein Systemwechsel und somit eine Abkehr von Demokratie und 

Marktwirtschaft. Für die Frage, wohin die Reise gehen könnte, lohnt der Blick in die Transforma-

tionsforschung. Nach der gängigen Lehrmeinung ist das sozialistische Modell zentraler Verwal-

tungswirtschaften nach 1990 in die Geschichte eingegangen. Nach der Konvergenztheorie wäre aber 

denkbar, dass es überlebt hat und mit dem Kapitalismus verschmolzen ist. Ob dafür der Begriff 

ĂStaatskapitalismusñ von Max Weber passt, sei dahingestellt. Fest steht, dass in den neuen Zentral-

verwaltungswirtschaften der ĂDemosñ bzw. die ĂNationñ durch gesellschaftliche Intermediäre ver-

drängen wird. Die Prognose aber lautet: Die Demokratien lassen sich nicht so einfach abschaffen.    
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Die vorliegende politikwissenschaftliche Analyse 

geht der zentralen Frage nach, in welche Rich-

tung sich die Europäische Union (EU) und die po-

litischen Systeme ihrer Mitgliedstaaten nach dem 

Auslaufen der Corona-Pandemie entwickeln wer-

den. Denn Aussagen verantwortlicher Politiker 

wie die des deutschen Bundespräsidenten mitten 

in der Krise: ĂNein, die Welt danach wird eine an-

dere sein.ñ (sueddeutsche.de, 11.4.2020) stim-

men nachdenklich: Sind die Notmaßnahmen 

etwa nicht wie angekündigt nur vorübergehend? 

Waren die Staaten nicht auf eine solche Notlage 

vorbereitet, so dass deren Folgen unbeherrsch-

bar geworden sind? Wenn dem so ist, steht ein 

Vertrauensverlust in die Handlungsfähigkeit des 

gesamten EU-Systems ins Haus. Wer eine dro-

hende Legitimitätskrise unserer europäischen 

Demokratien abwenden möchte, muss nach den 

systemischen Schwachstellen suchen und Hand-

lungsalternativen aufzeigen.  

So gliedert sich dieser Beitrag in drei Kapitel: 

Der erste Teil beschreibt die politischen Rahmen-

bedingen zu Beginn der Corona-Epidemie An-

fang 2020 und diskutiert die Zuständigkeiten in-

nerhalb der Entscheidungsebenen des EU-Sys-

tems, sowohl für die Gesundheitspolitik im enge-

ren Sinne als auch für Bereiche, die sich unmit-

telbar auf die europäischen Gesundheitssysteme 

auswirken. Das zweiten Kapitel schildert den Ver-

lauf der Krise mit Beginn des Shutdown und er-

klärt am Beispiel Deutschlands, wie er sich auf 

die Grundrechte ausgewirkt und den verfas-

sungsrechtlichen Rahmen verengt hat. Zudem 

wird die Rolle des Europarats in Erinnerung geru-

fen, der mit seiner Gründung im Jahre 1950 den 

eigentlichen Startschuss für die europäische In-

tegration gegeben hatte. Er machte jüngst deut-

lich, dass auch in einer Krise demokratische 

Grundrechte und die Rechtstaatlichkeit nicht ein-

fach außer Kraft gesetzt werden können.   

Das dritte Kapitel zeigt schließlich auf, welche 

Szenarien für eine Beendigung der Corona-Krise 

denkbar sind. Eigentlich haben in Demokratien 

hierzu die gewählten Volksvertreter das letzte 

Wort. Sie können jederzeit umsteuern, aus mög-

lichen Fehlern lernen und den bisher entstande-

nen Schaden begrenzen. Sie können aber auch 

einen Neustart verzögern und somit die heute 

schon sichtbaren negativen Folgewirken verstär-

ken. Das schlimmste wäre jedoch, wenn die Exe-

kutive nicht nur vorübergehend der Demokratie 

den Rücken kehren, sondern ein neues System 

einführen würde. Dieser Beitrag versteht sich in 

diesem Sinne als Warnung vor einer neuen auto-

ritären Versuchung in Deutschland und Europa. 
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1 Der Weg der EU-Mitgliedstaaten in die Corona-Krise: 

Erfahrungen, Zuständigkeiten, Rahmenbedingungen  
 

 

 

1.1 Erfahrungen der EU-Mitgliedstaaten: 

Influenza, Dengue und Tuberkulose 

Die EU-Mitgliedstaaten waren auf neue Pande-

mien im Verhältnis zu anderen Staaten gut vorbe-

reitet. Denn im politischen System der Europäi-

schen Union (EU) wurde dafür auf der supranati-

onalen Ebene eigens die Generaldirektion für Ge-

sundheit und Lebensmittelsicherheit (SANTE, 

12.5.2020) eingerichtet, die der Europäischen 

Kommission untersteht. Die GD SANTE verwaltet 

und beaufsichtigt mit ihren 778 Mitarbeitern die 

folgenden fünf EU-Agenturen: 

¶ Europäische Arzneimittel-Agentur (EMA) 

¶ Europäische Behörde für Lebensmittelsi-

cherheit (EFSA) 

¶ Gemeinschaftliches Sortenamt (CPVO)  

¶ Europäische Chemikalienagentur (ECHA) 

¶ Europäisches Zentrum für die Prävention 

und die Kontrolle von Krankheiten (ECDC) 

Dafür steht ein Jahresbudget von 451,9 Millionen 

Euro zur Verfügung, das allerdings durch Sub-

ventionen in Form von Gebühren aus dem Kreis 

der Wirtschaftsunternehmen aufgebessert wer-

den kann (Annual Activity Report 2018: 6). 

Bereits im Jahre 2018 war das Thema ĂStär-

kung der Vorbereitung der EU auf schwere grenz-

überschreitende Gesundheitsbedrohungenñ ein 

Schwerpunkt der GD SANTE (a.a.O., S. 12), für 

den die oben genannte EU-Agentur ECDC feder-

führend zuständig ist. Sie informiert über sämtli-

che Krankheiten, die sich zu einer Epidemie oder 

gar Pandemie entwickeln könnten. Zu den ge-

sundheitlichen Bedrohungen gehört bis heute die 

saisonale Grippe, an der jährlich 4 bis 50 Millio-

nen Unionsbürger erkranken und 15.000 bis 

70.000 infolge von Krankheiten sterben, die mit 

dem Grippe-Virus zusammenhängen (ECDC, 

Factsheet influenza, 13.5.2020).  

Diese Daten werden von der Weltgesundheits-

organisation (World Health Organization, WHO) 

eindrucksvoll bestätigt, mit der die ECDC eng zu-

sammenarbeitet. Danach sind es weltweit sogar 

weit über eine halbe Milliarde Menschen, für die 

eine Erkrankung an der saisonalen Grippe zum 

Tode führen kann. Dabei wird allerdings betont, 

dass diese Angaben nur Schätzungen sind, weil 

es keine verlässlichen Daten darüber gibt, ob die 

Influenza die alleinige Todesursache war oder in 

Kombination mit anderen Vorerkrankungen zum 

Tode geführt hat (vgl. Abbildung 1).  

Eine weitere gesundheitliche Bedrohung ins-

besondere für die Bevölkerung in Südeuropa ist 

das Dengue-Fieber, das vom ECDC als Ădie bei 

weitem wichtigste mückenübertragene Viruser-

krankungñ eingeschätzt wird. Weltweit werden 

davon jährlich dutzende Millionen Menschen infi-

ziert, ohne dass diese auf ein Gegenmittel hoffen 

können (ECDC; Factsheet dengue, 13.5.2020). 

Die Sterberate liegt hier entsprechend der Ver-

sorgungslage zwischen 5 und 30 Prozent, so 

dass diese Viruserkrankung auf Platz 6 der ge-

fährlichsten Erreger der Welt gelistet wird, noch 

vor dem Corona-SARS- und dem HIV-Virus 

(focus.de, 13.5.2020).  

 

 

 

Abbildung 1: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

WHO Europa: Influenza ï  

Abschätzung der Krankheitskosten 

ĂWährend der Wintermonate kann die saisonale 

Grippe bis zu 20 % der Bevölkerung infizieren und 

eine erhebliche Sterblichkeit verursachen, je nach-

dem, welche Viren zirkulieren. Eine kürzlich durch-

geführte Studie ergab, dass weltweit jährlich bis zu 

650 000 Menschen an Atemwegserkrankungen im 

Zusammenhang mit der saisonalen Grippe ster-

ben, und bis zu 72 000 dieser Todesfälle treten in 

der europäischen Region der WHO auf. [é] 

Zu den Herausforderungen bei der Abschätzung 

der Krankheitskosten gehören:  

¶ die Schwierigkeit, die Grippe von anderen 

Atemwegserkrankungen ohne gute Laborun-

tersuchungen zu unterscheiden; 

¶ die Tatsache, dass ein Großteil der Morbidität 

und Mortalität infolge von Influenza auf Kom-

plikationen und Infektionen zurückzuführen 

ist, die nicht nur von Influenza verursacht sind 

und von denen viele möglicherweise nicht in 

den Überwachungsdaten der saisonalen 

Grippe erfasst werden; und 

¶ unvollständige und qualitativ minderwertige 

Überwachungsdaten, aus denen Schätzun-

gen vorgenommen werden.ñ 

Quelle: WHO, Regional Office for Europe,  

Influenza ï estimating burden of disease 

[13.5.2020]; Hervorhebung blau: S.R. 

https://ec.europa.eu/info/departments/health-and-food-safety_de#department_plans
https://ec.europa.eu/info/departments/health-and-food-safety_de#department_plans
https://www.ema.europa.eu/en
http://www.efsa.europa.eu/de
https://cpvo.europa.eu/en
https://www.echa.europa.eu/
https://www.ecdc.europa.eu/en
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/sante_aar_2018_final.pdf.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/sante_aar_2018_final.pdf.pdf
https://www.ecdc.europa.eu/en/seasonal-influenza/facts/factsheet
https://www.ecdc.europa.eu/en/seasonal-influenza/facts/factsheet
https://www.who.int/
https://www.ecdc.europa.eu/en/dengue-fever/facts/factsheet
https://www.focus.de/gesundheit/gesundleben/vorsorge/reisemedizin/die-gefaehrlichsten-erreger-der-welt-platz-6-dengue-fieber_id_3728384.html
http://www.euro.who.int/en/health-topics/communicable-diseases/influenza/seasonal-influenza/burden-of-influenza
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Nach Einschätzung des Deutschen Zentrums 

für Infektionsforschung (DZIF) zählt auch heute 

noch die Tuberkulose zu einem der größten Ge-

sundheitsrisiken. Weltweit erkranken an bakteri-

ellen TB-Erregern jährlich neun Millionen Men-

schen, von denen etwa 1,5 Millionen infolge die-

ser Infektion sterben. Die Bekämpfung dieser 

Krankheit wird durch drei Faktoren erschwert: 

Zum einen gibt es noch keinen wirksamen Impf-

stoff, zum anderen tritt die TB häufig als Co-Infek-

tionen mit dem HIV-Virus auf und schließlich 

konnten sich multiresistente Stämme verbreiten, 

Ăzunehmend vor allem in Ost-Europa, in der Sub-

Sahara-Region Afrikas und in Asienñ (DZIF, Tu-

berkulose, 13.5.2020). Dies hat zur Folge, dass 

die Chancen auf eine Genesung selbst in den 

EU-Mitgliedstaaten sinkt: Von den 55.337 Tuber-

kuloseerkrankten aus dem Jahre 2017 wurden 

etwa nur zwei Drittel (67,6%) erfolgreich behan-

delt (ECDC, Tuberculosis, 24.3.2020: 4). 

Doch diese Zahlen sind nur die Spitze des Eis-

bergs, weil  tatsächlich  jeder  Dritte  Erdenbürger 

 

 

 

Abbildung 2: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

bereits TB-Erreger in sich trägt. Nach Informatio-

nen des Netzwerks Ärzte ohne Grenzen brechen 

sie bei jedem zehnten bis zwanzigsten aus, je 

nachdem unter welchen hygienischen Bedingun-

gen der Betroffene lebt, wie er sich ernährt und 

möglicherweise  sein  Immunsystem  belastet  ist 

oder welche Krankheiten im Verlaufe seines Le-

bens dazukommen. Hieraus ergibt sich ein be-

sonders hohes Risiko für jene Menschen, die 

über keinen Zugang zu einer angemessenen me-

dizinischen Versorgung haben, wie in Slums, Ge-

fängnissen und Flüchtlingslagern (vgl. Abbildung 

2). So überrascht es nicht, dass z.B. in Deutsch-

land Flüchtlinge und Migranten einen Anteil von 

21 Prozent an den TB-Neuerkrankungen ausma-

chen (aerzteblatt.de, Tuberkulose, 30.10.2017). 

Dieser Quelle zufolge bestehe dadurch keine er-

höhte Gefahr für die einheimische Bevölkerung. 

Dagegen berichtet das ECDC, dass EU-weit be-

reits Ăein Drittel der TB-Fälle ausländischer Her-

kunftñ seien und daher zusätzliche kosteninten-

sive Maßnahmen wie etwa das Screening auf In-

fektionen notwendig werden (ECDC, Tuberculo-

sis, 24.3.2020: 34).  

Dieses Beispiel veranschaulicht, welche wich-

tige Rolle die genannten EU-Agenturen für die 

Früherkennung und Prävention von gesundheits-

bedrohlichen Krankheiten spielen. Hierzu gehört 

nicht nur die Bereitstellung von Daten, die sich 

EU-weit vergleichen lassen, sondern auch Infor-

mationen über die gesetzlichen Kontexte, in de-

nen die Regierungen der EU-Mitgliedstaaten im 

Falle einer Pandemie Schutzmaßnahmen ergrei-

fen. Doch die bereitgestellte Liste zu den nationa-

len Pandemieplänen zeigt, dass sich die Länder 

nur auf eine Pandemie durch den Influenza-Virus 

vorbereitet haben (ECDC, Influenza pandemic 

preparedness plans, 13.5.2020). Diese gehen auf 

eine Initiative der WHO aus dem Jahre 1999 zu-

rück, die von der EU durch ein ĂRahmenkonzept 

für eine Influenza-Pandemieplanungñ unterst¿tzt 

wurde (Nationaler Pandemieplan, 2.3.2017: 5). 

Die Ausrufung einer Influenza-Pandemie liegt da-

her in der Hand der WHO, die zuvor eine PHEIC 

(Gesundheitliche Notlage von internationaler 

Tragweite) festgestellt haben muss (a.a.O.: 7).  

Obwohl die Pandemiepläne der EU-Mitglied-

staaten sich auf die Influenza-Infektion beziehen, 

sollten sie beim Ausbruch der Corona-Krise rele-

vant werden. Dieser Vergleich ist auch deshalb 

angebracht, weil Coronaviren (CoV), die bereits 

seit den 1960er Jahren bekannt sind, ähnliche 

Krankheitssymptome beim Menschen auslösen, 

nämlich ĂErkältungen bis hin zu schwereren In-

fektionen der unteren Atemwege wie Lungenent-

zündungñ (ECDC, Coronaviruses, 13.5.2020). So 

Ärzte ohne Grenzen: Tuberkulose. 

ĂWie erfolgt die Ansteckung mit Tuberkulose? 

TB ist eine bakterielle Infektionskrankheit, die 

durch Mykobakterien-Stämme verursacht wird ï 

vornehmlich das sogenannte Mycobacterium tu-

berculosis. Die Ansteckung mit den Tuberkulose-

Bakterien erfolgt über die Atemwege. Die Tuberku-

losepartikel werden von Patient*innen als Tröpf-

chen abgehustet. Über die Luft gelangen sie in die 

Atemwege anderer Menschen. Es dauert sechs 

bis acht Wochen, bis das Immunsystem messbar 

auf die Ansteckung reagiert. Experten sprechen 

von Inkubationszeit. 

TBC-Risikogruppen 

Weltweit trägt jeder Dritte die Bakterien in sich. Die 

TB bricht aber nur bei etwa jedem zehnten bis 

zwanzigsten aus: Eine aktive Tuberkulose droht 

vor allem Menschen mit einem geschwächten Im-

munsystem. Meist leben sie in Regionen, in denen 

Krieg herrscht oder die Gesundheitsversorgung 

und hygienischen Bedingungen schlecht sind. Be-

sonders betroffen von einer aktiven TB sind zudem 

Patient*innen mit Mangelernährung oder einer HIV- 

Infektion. Ein erhöhtes Risiko für eine aktive Tuber-

kulose haben auch Kinder unter fünf Jahren, Ältere 

sowie Menschen in Gefängnissen, Flüchtlingsla-

gern, Slums oder Regionen mit hoher TB-Rate.ñ 

Quelle: Ärzte ohne Grenzen, Tuberkulose 
[13.5.2020]; Hervorhebung blau: S.R. 

https://www.dzif.de/de/tuberkulose
https://www.dzif.de/de/tuberkulose
https://www.ecdc.europa.eu/sites/default/files/documents/TB-Surveillance-report_24March2020.pdf
https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/83194/Tuberkulose-Haeufige-Erkrankung-unter-Asylbewerbern-geringes-Risiko-fuer-Einheimische
https://www.ecdc.europa.eu/sites/default/files/documents/TB-Surveillance-report_24March2020.pdf
https://www.ecdc.europa.eu/sites/default/files/documents/TB-Surveillance-report_24March2020.pdf
https://www.ecdc.europa.eu/en/seasonal-influenza/preparedness/influenza-pandemic-preparedness-plans
https://www.ecdc.europa.eu/en/seasonal-influenza/preparedness/influenza-pandemic-preparedness-plans
https://www.gmkonline.de/documents/pandemieplan_teil-i_1510042222_1585228735.pdf
https://www.ecdc.europa.eu/en/factsheet-health-professionals-coronaviruses
https://www.aerzte-ohne-grenzen.de/krankheit/tuberkulose
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sah die EU-Agentur zur Kontrolle gesundheitsge-

fährdender Krankheiten bis Mitte Januar 2020 

keinen Handlungsbedarf. Denn trotz der damals 

1.700 Infizierten in der chinesischen Provinz 

Wuhan gab es noch keine epidemiologischen Un-

tersuchungen, um das Krankheitsrisiko abschät-

zen zu können. Allerdings heißt es in dem Bericht 

weiter: ĂWenn ein Fall in der EU festgestellt wird, 

sollten strenge Maßnahmen zur Infektionsprä-

vention und -kontrolle (IPC) angewandt werden.ñ 

(ECDC, Rapid Risk Assessment, 17.1.2020) 

Wenige Tage später bestätigte Chinas Natio-

nale Gesundheitskommission, dass der neu ent-

deckte Corona-Erreger von Mensch zu Mensch 

übertragbar sei und somit eine Ansteckungsge-

fahr bestehe (Reuters, 20.1.2020). Das ECDC 

korrigierte daraufhin seine Einschätzung, obwohl 

es immer noch keine wissenschaftlichen Untersu-

chungen dazu gab, wohl aber drei erste Fälle in 

Frankreich. Dessen Leiterin, die deutsche Ärztin 

und ehemalige Mitarbeiterin des Robert Koch In-

stituts (RKI), Andrea Ammon, ging nun von einer 

globalen Verbreitung aus, wobei sie die Gefahren 

für Asien als hoch einschätzte, die Einschleppung 

des Virus in die EU dagegen als Ămäßigñ wahr-

scheinlich einstufte. Dennoch hielt sie Präventi-

onsmaßnahmen in Europa bereits für notwendig: 

ĂDie Auswirkungen der späten Erkennung eines 

importierten Falls in einem EU/EWR-Land wären 

ohne die Anwendung geeigneter Maßnahmen zur 

Verhütung und Bekämpfung von Infektionen 

hoch. Daher wird in einem solchen Szenario das 

Risiko einer Sekundärübertragung in der Ge-

meinschaft als sehr hoch eingeschätzt.ñ (ECDC, 

Rapid Risk assessment, 26.1.2020: 1) 

1.2 Die Gesundheitspolitik und Corona 

liegen in nationaler Verantwortung  

Am 30.1.2020 rief die WHO eine gesundheitliche 

Notlage von internationaler Tragweite (PHEIC), 

d.h. die Vorstufe zur Pandemie aus, woraufhin sie 

die Koordinierung notwendiger Krisenmaßnah-

men auf UN-Ebene an sich zog (aerzteblatt.de, 

31.1.2020). Doch waren die EU-Mitgliedstaaten 

damit nicht gezwungen, ihre Pandemiepläne zu 

aktivieren. Denn sie behalten sich vor, unabhän-

gig von der globalen Entwicklung, die Risiken auf 

nationaler und lokaler Ebene selbst einzuschät-

zen: ĂDiese Abkopplung der nationalen Maßnah-

men von den globalen Phasen ist notwendig, weil 

sich die globale Risikoeinschätzung per Definition 

auf die globale Situation bezieht und nicht auf die 

Situation in den einzelnen Mitgliedstaaten.ñ (Nati-

onaler Pandemieplan, 2.3.2017: 7). 

Mitte Februar 2020 präsentierte Bundesge-

sundheitsminister Jens Spahn den Abgeordneten 

des deutschen Bundestages seine ĂStrategie zur 

Vorbeugung gegen das Coronavirus in Deutsch-

landñ. Sie beruhte auf der Einschätzung des Ro-

bert Koch-Instituts, dass die Gefahr für die Ge-

sundheit der Bevölkerung gering sei (Plenarpro-

tokoll 19/145, 12.2.2020: 18083). Dies entsprach 

zwar der Einschätzung der EU-Agentur für Prä-

vention und Kontrolle von gesundheitsgefährden-

den Krankheiten. Doch hatte das ECDC bereits 

Präventionsmaßnahmen empfohlen, um das als 

hoch eingeschätzte Risiko von Sekundärübertra-

gungen einzudämmen. Dieser Empfehlung folgte 

der Minister nicht, sondern verwies auf die Vertei-

lung von Aussteigekarten an Fluggäste aus den 

betroffenen Gebieten, die darauf ihre Aufenthalts-

orte in Deutschland angeben müssen. Gesund-

heitskontrollen wurden nicht in Erwägung gezo-

gen, mit dem Argument: ĂFiebermessen an den 

Flughäfen macht keinen Sinn.ñ (Beifall von fast al-

len im Bundestag vertretenen Parteien, a.a.O.: 

18084)  

Die Prävention konzentrierte sich auf Maßnah-

men zur Aufklärung der Öffentlichkeit und auf die 

Versorgung der deutschen Staatsbürger, die aus 

Wuhan zurückgeholt worden waren. Ansonsten 

wurde der Bundestag darüber unterrichtet, dass 

es die Bundesregierung f¿r wichtig hielt, Ăinterna-

tional abgestimmt auf diesen Ausbruch des 

Coronavirus zu reagierenñ, zusammen mit dem 

Rat der EU-Gesundheitsminister und der WHO 

(a.a.O.: 18085). Zudem kündigte Jens Spahn 

schon in dieser Rede einen weiteren Ă nderungs-

bedarf des Infektionsschutzgesetzesñ (IfSG) vom 

20.7.2000 an, ohne auf Einzelheiten einzugehen 

und obwohl es zwei Tage zuvor bereits geändert 

worden war. Der abermals überarbeitete Entwurf 

sollte wenige Wochen später die Notmaßnahmen 

einleiten, die einen Shutdown von Wirtschaft und 

Gesellschaft zur Folge hatten (vgl. Kap. 2.1).  

Es stellt sich somit die Frage, warum nicht 

schon zu diesem Zeitpunkt der nationale Pande-

mieplan sowie das Infektionsschutzgesetz akti-

viert wurden. Schließlich dienen sie zwei wichti-

gen Zielen: Ă1. die Einschleppung bedrohlicher 

übertragbarer Krankheiten in die Bundesrepublik 

Deutschland oder ihre Ausbreitung zu verhin-

dern, 2. beim örtlich oder zeitlich gehäuften Auf-

treten bedrohlicher übertragbarer Krankheiten o-

der bedrohlicher Erkrankungen [é] die erforderli-

chen Maßnahmen einzuleiten.ñ (Infektionsschutz-

gesetz, IfSG, § 5) Die im Pandemieplan genann-

ten infektionshygienischen Maßnahmen wären 

schon in dieser Phase sinnvoll gewesen: Ăkon-

taktreduzierende Maßnahmen, Verhaltensmaß-

nahmen, Schutzkleidung, Desinfektionsmaßnah-

men" (Nationaler Pandemieplan, 2.3.2017: 24).  

https://www.ecdc.europa.eu/en/publications-data/rapid-risk-assessment-cluster-pneumonia-cases-caused-novel-coronavirus-wuhan
https://www.reuters.com/article/us-china-health-pneumonia-commission/china-confirms-human-to-human-transmission-of-new-coronavirus-xinhua-idUSKBN1ZJ1SB
https://www.ecdc.europa.eu/sites/default/files/documents/novel-coronavirus-risk-assessment-china-second-update.pdf
https://www.ecdc.europa.eu/sites/default/files/documents/novel-coronavirus-risk-assessment-china-second-update.pdf
https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/109060/Internationale-Notlage-wegen-2019-nCoV-ausgerufen
https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/109060/Internationale-Notlage-wegen-2019-nCoV-ausgerufen
https://www.gmkonline.de/documents/pandemieplan_teil-i_1510042222_1585228735.pdf
https://www.gmkonline.de/documents/pandemieplan_teil-i_1510042222_1585228735.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btp/19/19145.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btp/19/19145.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/ifsg/BJNR104510000.html#BJNR104510000BJNG000500310
http://www.gesetze-im-internet.de/ifsg/BJNR104510000.html#BJNR104510000BJNG000500310
https://www.gmkonline.de/documents/pandemieplan_teil-i_1510042222_1585228735.pdf
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Vor allem das Personal in Pflegeheimen, Kran-

kenhäusern, weiteren medizinischen Einrichtun-

gen und von Rettungsdiensten hätten auf diesem 

Wege rechtzeitig mit Handschuhen, Mund-Na-

sen-Schutz bzw. FFP2- und FFP3-Atemschutz-

masken sowie mit Desinfektionsmitteln versorgt 

werden können (a.a.O.: 27). Es wäre in einem so 

frühen Stadium der Infektions-Ausbreitung genü-

gend Zeit geblieben, dem empfohlenen Stufen-

plan zu folgen. Danach sollte zunächst die Ver-

breitung des Virus verzögert werden, um dann die 

SchutzmaÇnahmen auf Ăvulnerable Gruppenñ zu 

konzentrieren, also auf Personen mit einem er-

höhten Risiko für schwere und tödliche Krankhei-

ten sowie auf das medizinische Personal, und um 

schließlich durch entsprechende Schutzmaßnah-

men eine Überlastung der Versorgungsstrukturen 

zu verhindern (a.a.O.: 24). Stattdessen hat die 

Bundesregierung die Versorgung mit Schutzaus-

rüstungen erst vier Wochen später Mitte März 

2020 in Angriff genommen und auf einem Krisen-

gipfel mit Vertretern der Gesundheits- und Hygi-

ene-Industrie besprochen, nachdem zuvor ein 

eklatanter Versorgungsmangel festgestellt wor-

den war (faz.net, 13.3.2020).  

Aus der Bundestagsdebatte vom 4.3.2020 

geht hervor, dass der Bundesgesundheitsminis-

ter bis dahin Corona nicht gefährlicher einschätz-

te als die Masern oder die Influenza: ĂNach allem, 

was wir heute wissen, verläuft die übergroße 

Mehrheit der Infektionen symptomfrei bis milde. 

Der Erreger ist deutlich weniger ansteckend als 

zum Bespiel der von Masern. [é] Wªhrend der 

schweren Grippewelle 2017/18 kam es nach 

Schätzungen des Robert Koch-Instituts zu etwa 9 

Millionen zusätzlichen Influenzabedingten Arzt-

besuchen hier bei uns in Deutschland. Unser Ge-

sundheitssystem hat das bewªltigt.ñ (Plenarpro-

tokoll, 19/148, 4.3.2020: 18438f.). Dem ist die 

Zahl von 1.674 laborbestätigten Influenzabeding-

ten Todesfällen in genau dieser Saison hinzuzu-

fügen (RKI, Influenza Saisonbericht 2017/18: 46f., 

vgl. Abbildung 3). Die Exzess-Mortalität, d.h. die 

mittels statistischer Verfahren geschätzten To-

desfälle, die mit einer Influenza-Erkrankung ein-

hergingen, lag damals dagegen auf dem Rekord-

wert von 25.100 (aerzteblatt.de, 30.9.2019).  

Ähnlich wie Jens Spahn (CDU) argumentierte 

die gesundheitspolitische Sprecherin der SPD, 

die Ärztin Sabine Dittmar. In ihrer Rede vor dem 

deutschen Bundestag am 4.3.2020 betonte sie, 

dass Corona keine neue Herausforderung für das 

deutsche Gesundheitssystem darstelle: ĂNach 

aktuellen Erkenntnissen ist die Infektionskraft ein 

bisschen höher als bei der Grippe, aber sehr viel 

niedriger als bei Masern, und es ist mit einem Vi-

rus wie Ebola überhaupt nicht zu vergleichen. 

Über 80 Prozent der Infektionen verlaufen sehr 

blande [=milde], und bei den 3 bis 5 Prozent der 

Erkrankten mit schweren Verläufen handelt es 

sich häufig um Patienten mit Vorerkrankungen. 

Diese schweren Verläufe können auch tödlich en-

den.ñ (Plenarprotokoll, 19/148, 4.3.2020: 18448). 

Diese Position vertrat sie zuletzt in ihrem Presse-

Interview vom 18.3.2020, in dem sie sich dafür 

aussprach, gemäß dem Infektionsschutzgesetz 

die Risikogruppen wie ältere Menschen und oder 

solche mit Vorerkrankungen zu sch¿tzen: ĂWenn 

sich ein ansonsten gesunder Mensch mittleren 

Alters infiziert, sind die Gefahren für ihn selbst 

überschaubar, die Krankheit dürfte kaum schlim-

mer verlaufen als eine schwerere Erkältung.ñ 

(Mainpost.de, 18.3.2020)  

Bei der Aussprache im Bundestag über die Be-

kämpfung des Coronavirus in Deutschland kamen 

 

 

Abbildung 3:  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Eigene Zusammenstellung: Todesursachenstatistik, 
Sterbefälle, Sterbeziffern, u.a., www.gbe-bund.de  
(GBE = Gesundheitsberichterstattung des Bundes)  

@ Sabine Riedel 2020  

https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/unternehmen/chemische-industrie-vci-engpaesse-mit-desinfektionsmitteln-16677816.html
http://dipbt.bundestag.de/doc/btp/19/19148.pdf
http://dipbt.bundestag.de/doc/btp/19/19148.pdf
https://influenza.rki.de/Saisonberichte/2017.pdf
https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/106375/Grippewelle-war-toedlichste-in-30-Jahren
http://dipbt.bundestag.de/doc/btp/19/19148.pdf
http://dipbt.bundestag.de/doc/btp/19/19148.pdf
https://www.mainpost.de/regional/hassberge/Sabine-Dittmar-zu-Corona-Vorsicht-aber-keine-Panik;art513833,10424572
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auch die Oppositionsparteien zu Wort. Viele Ab-

geordnete zeigten sich mit der Einrichtung eines 

Krisenstabs am 27.2.2020 (bundesregierung.de, 

27.2.2020) zufrieden, lobten die Bundesregie-

rung für ihr besonnenes und transparentes Han-

deln (Bündnis 90/Die Grünen, vgl. Plenarproto-

koll, 19/148, 4.3.2020: 18446) und empfahlen 

ĂKommunikation und Aufklªrung: Sie waren bis-

her unzureichend; denn in Deutschland macht 

sich Panik breit. Die Situation wird von vielen 

Menschen nicht richtig eingeschªtzt.ñ (FDP, 

a.a.O.: 18449). Sie waren also der Meinung, dass 

die Gefahr, die vom Coronavirus ausging, über-

schätzt wurde. Sie warfen den Medien vor, mit 

ĂPanikschlagzeilen [é] Angst und Unsicherheitñ 

zu schüren (Die Linke, a.a.O.: 18445).  

Die Kritik des Schürens von Angst und Panik 

galt insbesondere der AfD-Fraktion, die den Ver-

gleich mit dem Grippe-Erreger als ĂFehleinschªt-

zungñ bezeichnete. Sie hielt die Berichterstattung 

der Medien für nicht übertrieben. Sie kritisierte die 

Regierung dafür, die letzten Produktionsstätten 

für Antibiotika in Deutschland aufgegeben zu ha-

ben und verlangte in der Bundestagsdebatte vom 

4.3.2020 entschiedenere Maßnahmen, darunter 

auch die Wiedereinführung von Grenzkontrollen 

(a.a.O.: 18440f). Hierauf entgegnete der CDU-

Abgeordnete Rudolf Henke, Facharzt für Innere 

Medizin und Vertreter der Bundesärztekammer: 

Ă[é] Sie behaupten, die Sterblichkeitsrate beim 

Coronavirus sei āzehnmal hºher als bei der nor-

malen Grippeó, [so] frage ich mich, woher wissen 

Sie das. Das weiß gar keiner. Sie ist etwas höher 

als bei der Grippe.ñ (a.a.O.: 18452) 

Abgesehen von der Frage, ob der Vergleich 

zwischen Corona und Influenza zutrifft oder nicht, 

haben die Bundestagsdebatten eine Frage offen-

gelassen: Der Bundesgesundheitsminister be-

tonte zwar, wie wichtig ihm die Zusammenarbeit 

auf europäischer und internationaler Ebene sei. 

Doch informierte er die Abgeordneten weder über 

den Bericht der EU-Agentur für den Gesundheits-

schutz, in dem festgestellt wurde, dass bereits 

seit Ende Januar 2020 das Risiko einer Sekun-

därübertragung in Deutschland bestand (ECDC, 

Rapid Risk assessment, 26.1.2020: 1). Noch er-

örterte er Maßnahmen, die schon auf EU-Ebene 

beschlossen worden waren: Im Zentrum der Son-

dersitzung des Rats der EU-Gesundheitsminister 

zur Corona-Krise am 13.2.2020 hatte die Gefahr 

von Lieferengpässen bei Medikamenten, Masken 

und Schutzkleidung im Mittelpunkt gestanden: 

ĂDer GroÇteil der Hersteller dieser Ausr¿stung 

sitzt in China und hat nun selbst keine Vorräte 

mehr.ñ (euractiv.de, 13.2.2020) Der Vorschlag 

Frankreichs, Belgiens und der Niederlande, nun 

gemeinsam vorzugehen, fand keine Mehrheit. So 

forderten die Minister die Europäische Kommis-

sion auf, Ăin Zusammenarbeit mit der EMA, d.h. 

der Europäischen Arzneimittelagentur und den 

nationalen Arzneimittebehörden die Verfügbar-

keit von Arzneimitteln in der EU und die Sicher-

heit der Lieferkettenñ zu bewerten (Rat der EU, 

Conclusions, 16f, 12.2.2020).  

Der Bundesgesundheitsminister hätte im Ein-

klang mit den EU-Gesundheitsministern handeln 

und dem Bundestag entsprechende Gesetzes-

maßnahmen vorlegen müssen. In Deutschland 

beruht nämlich die Versorgungssicherheit mit 

Medikamenten auf dem Prinzip der Selbstver-

pflichtung der pharmazeutischen Unternehmen. 

Sie sind lediglich in einen Pharmadialog mit den 

staatlichen Behörden eingebunden, in dem sie 

keine Daten offenlegen müssen. Doch das deut-

sche Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizin-

produkte (BfArM) ist auf diese Informationen an-

gewiesen, weil es keine eigenen Befugnisse hat, 

diese zu ermitteln: ĂDas BfArM hat keine Informa-

tionen darüber, welche Mengen der betroffenen 

Arzneimittel sich noch auf dem Markt befinden.ñ 

(BfArM, Lieferengpässe, 13.5.2020). Es sei auch 

nicht seine Aufgabe solche Daten zu erheben. 

Der Schwerpunkt seiner Arbeit liegt in der Zulas-

sung von Medikamenten. Das dadurch bedingte 

Informationsdefizit könnte die Bundesregierung 

beheben, wenn sie den Vorschlag der Bundes-

ärztekammer aus dem Jahre 2019 aufgreifen 

würde, für Deutschland eine nationale Arzneimit-

telreserve aufzubauen. Bislang sind nur Apothe-

ken und Großhändler gesetzlich zu einer Bevor-

ratung von bis zu zwei Wochen verpflichtet, nicht 

aber die Hersteller bzw. die pharmazeutischen 

Unternehmen (DAZ, 15.7.2019).  

1.3 Die Verantwortung der Brüsseler 

EU-Institutionen in der Corona-Krise 

Das Beispiel der Arzneimittelsicherheit veran-

schaulicht die Komplexität des derzeitigen politi-

schen Systems der EU. Wenn deutsche Politiker 

bei vielen politischen Herausforderungen, so 

auch in der Corona-Krise, nach einer Ăeuropªi-

schen Antwortñ verlangen, so fordern sie damit 

zentrale Entscheidungen von Brüsseler Behör-

den. Dies geht häufig mit einem Verzicht auf na-

tionale Souveränitätsrechte einher. Damit er-

scheinen diesbezügliche Beschlüsse auf natio-

nalstaatlicher Ebene entweder nicht mehr not-

wendig oder sie geraten in Misskredit und werden 

dem Verdacht ausgesetzt, eine nationalistische 

oder populistische Agenda zu verfolgen, d.h. eine 

Politik auf Kosten anderer Mitgliedstaaten (IEP, 

20.3.2020). Dem ist allerdings nicht so. 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/coronavirus/krisenstab-eingerichtet-1726070
http://dipbt.bundestag.de/doc/btp/19/19148.pdf
http://dipbt.bundestag.de/doc/btp/19/19148.pdf
https://www.ecdc.europa.eu/sites/default/files/documents/novel-coronavirus-risk-assessment-china-second-update.pdf
https://www.ecdc.europa.eu/sites/default/files/documents/novel-coronavirus-risk-assessment-china-second-update.pdf
https://www.euractiv.de/section/gesundheit-und-verbraucherschutz/news/eu-besorgt-ueber-engpaesse-bei-medikamenten-und-schutzkleidung-wegen-coronavirus/
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-6013-2020-INIT/en/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-6013-2020-INIT/en/pdf
https://www.bfarm.de/DE/Arzneimittel/Arzneimittelzulassung/Arzneimittelinformationen/Lieferengpaesse/_functions/Filtersuche_Formular.html?queryResultId=null&pageNo=0
https://www.deutsche-apotheker-zeitung.de/news/artikel/2019/07/15/aerzte-praesident-fordert-arzneimittelreserve
http://iep-berlin.de/blog/nationale-reflexe-und-europaeische-solidaritaet-in-der-corona-krise-starke-institutionen-helfen/
http://iep-berlin.de/blog/nationale-reflexe-und-europaeische-solidaritaet-in-der-corona-krise-starke-institutionen-helfen/
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Denn ganz im Gegenteil ist die Formulierung 

eigener nationaler Standpunkte und Interessen 

eine Grundvoraussetzung für das Funktionieren 

des politischen Systems der EU. In den Artikeln 3 

bis 6 des Vertrags über deren Arbeitsweise 

(AEUV, EU-Vertrag 2009) werden die Kompeten-

zen zwischen der nationalen und supranationalen 

Entscheidungsebene genau festgelegt. Daraus 

geht hervor, dass die meisten Politikbereiche be-

reits heute in gemischte Zuständigkeiten fallen, 

d.h. für sie trägt sowohl die nationale als auch die 

supranationale Ebene Verantwortung. Politolo-

gen beschreiben diese Teilung von Entschei-

dungsbefugnissen zwischen den nationalen Par-

lamenten bzw. deren Regierungen und den EU-

Institutionen in Brüssel als eine Vertiefung der 

Europäischen Integration. Sie sei das Resultat ei-

ner voranschreitenden Europäisierung der politi-

schen Systeme über mehrere Jahrzehnte hinweg 

(vgl. Benz 2003, Börzel 2007, Weidenfeld, Wes-

sels 2019, bpb.de). Dabei sei eine Art von Checks 

and Balances entstanden, ein Mechanismus, der 

demokratische Mitsprache, Kontrolle und Trans-

parenz von Entscheidungen sicherstellen soll. 

Wie ist vor diesem Hintergrund die Stellung-

nahme der EU-Kommission zu verstehen: ĂDie 

EU-Staaten müssen zusammenhaltenñ und in 

Bezug auf die Corona-Krise Ăeinen gemeinsamen 

Aktionsplan für die Zeit nach der Pandemie erar-

beiten" (EU-Kommission, 25.3.2020). Diese 

Worte stammen von einem Vertreter der Europä-

ischen Kommission und damit von einer der sup-

ranationalen EU-Institutionen, zu der auch das 

Europäische Parlament, der Europäische Rat der 

Staats- und Regierungschefs und der Europäi-

sche Gerichtshof gehören (Artikel 13 AEUV 

2009). Laut dem EU-Vertrag besitzen sie jedoch 

keine eigenen Entscheidungskompetenzen in der 

Gesundheitspolitik (vgl. Abbildung 4). Dies geht 

auch klar und deutlich aus der Website der EU-

Kommission hervor: ĂDie EU-Länder tragen die 

Hauptverantwortung für die Organisation und Be-

reitstellung von Gesundheitsdiensten und medizi-

nischer Versorgung.ñ (EU Health Policy, vgl. Ab-

bildung 5) Die supranationale Ebene hat dagegen 

lediglich die Aufgabe, die Mitgliedstaaten darin zu 

unterstützen, ihre Gesundheitssysteme zu ver-

bessern und zu modernisieren.  

 

 

 

Abbildung 4:  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Quelle: Eigene Zusammenstellung: Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV, 2009) [13.5.2020] 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2016.202.01.0001.01.DEU&toc=OJ:C:2016:202:TOC#C_2016202DE.01004701
https://link.springer.com/chapter/10.1007/978-3-663-07699-5_11
https://www.polsoz.fu-berlin.de/polwiss/forschung/international/europa/Partner-und-Online-Ressourcen/arbeitspapiere/2007-1_Boerzel_SchattenderHierarchie.pdf
https://www.cap-lmu.de/publikationen/2019/jahrbuch.php
https://www.cap-lmu.de/publikationen/2019/jahrbuch.php
https://www.bpb.de/internationales/europa/europaeische-union/
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20200325_OTS0137/selmayr-europa-muss-vereint-am-neustart-nach-corona-pandemie-arbeiten
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2016.202.01.0001.01.DEU&toc=OJ:C:2016:202:TOC#C_2016202DE.01004701
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2016.202.01.0001.01.DEU&toc=OJ:C:2016:202:TOC#C_2016202DE.01004701
https://ec.europa.eu/health/policies/overview_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.C_.2016.202.01.0001.01.DEU&toc=OJ:C:2016:202:TOC#C_2016202DE.01004701
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Die Unterstützungsleistung der supranationa-

len Ebene geschieht an erster Stelle durch einen 

Erfahrungsaustausch zwischen den EU-Mitglied-

staaten und durch finanzielle Hilfen. Seit Beginn 

der Corona-Krise sind in diesem Rahmen eine 

ganze Reihe von Initiativen zur Koordinierung von 

Maßnahmen zur Eindämmung des Erregers er-

griffen worden (Europäischer Rat, Covid-19). 

Doch eigene Entscheidungen in Form neuer ge-

setzlicher Vorschriften im Gesundheitsbereich 

kann weder der Rat der Fachminister, der Euro-

päische Rat der Staats- und Regierungschefs 

noch die EU-Kommission fällen. Hierzu fehlen 

ihnen die Kompetenzen. Wer nun vorschnell eine 

ĂEuropäisierungñ dieses Politikfelds fordert und 

an Brüssel Kompetenzen abgeben will, sollte wis-

sen: Ein solcher Schritt würde die nationalen Par-

lamente als Kontrollinstanzen ihrer Regierungen 

entmündigen und Bundestagsdebatten wie zur 

Corona-Krise faktisch überflüssig machen.  

Dabei könnten die gewählten Abgeordneten 

im Europäischen Parlament dieses entstandene 

Demokratiedefizit in keiner Weise kompensieren. 

Da es auf der supranationalen Ebene der EU 

keine Gewaltenteilung gibt, verfügen die nach 

Brüssel entsandten Vertreter nur über begrenzte 

Kontroll- und Mitspracherechte. Dies konnte man    

 

 

 

Abbildung 5: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

sehr deutlich in der Debatte über das Unkrautver-

nichtungsmittel Glyphosat verfolgen. Während 

das Europäische Parlament mehrheitlich für ein 

Verbot eintrat (europarl.europa.eu, 29.11.2017) 

und dies 1,3 Millionen Unionsbürger in einer Un-

terschriftenkampagne unterstützten, empfahl die 

EU-Kommission dennoch dem Europäischen Rat 

eine Verlängerung der Zulassung bis 2022 (ta-

gesspiegel.de, 27.11.2017).  

Dieses Beispiel zeigt sehr deutlich, dass die 

supranationale Ebene zwar nicht über die natio-

nalen Gesundheitspolitiken bestimmen kann, sie 

dafür aber indirekt beeinflusst. So haben Ent-

scheidungen der Gemeinsamen Europäischen 

Agrarpolitik (GAP) auf der supranationalen 

Ebene unmittelbare Auswirkungen auf die Ge-

sundheit aller Unionsbürger. Dies reicht von der 

Nahrungsmittelproduktion und Lebensmittelsi-

cherheit bis hin zu Fragen des Umwelt- und Na-

turschutzes (umweltbundesamt.de, 17.6.2019). 

Da die GAP bis auf die Anfänge der Europäi-

schen Integration zurückreicht, umfasst sie heute 

ca. 40 Prozent des gesamten Finanzbudgets der 

EU. Die Verteilung dieser Gelder sorgt für stän-

dige Diskussionen um die Förderkriterien, d.h. um 

die Frage wie, ob und inwieweit dabei ökologi-

sche und damit gesundheitsfördernde Kriterien 

eine Rolle spielen sollten (bund.de, 13.5.2020).  

Alleinige Zuständigkeiten haben die EU-Insti-

tutionen in der Handelspolitik, die damit entschei-

dende Rahmenbedingungen für die Gesundheits-

versorgung setzt: ĂDie EU spricht dabei mit einer 

Stimme und hat so bei internationalen Handels-

gesprächen mehr Gewicht als die einzelnen Mit-

gliedstaaten.ñ (europa.eu, Handel, 13.5.2020) 

Dadurch konnte sich zwischen 1999 und 2010 ihr 

Außenhandel verdoppeln, so dass er heute etwa 

30 Prozent ihres Bruttoinlandsprodukts (BIP) 

ausmacht. Davon profitierte auch die chemisch-

pharmazeutische Industrie. Wie ihr deutscher Be-

rufsverband vor kurzem bekanntgab, exportierten 

ihre 1.700 Mitgliedsunternehmen im Jahre 2018 

Produkte im Wert von rund 200 Milliarden Euro, 

die Hälfte davon in den EU-Binnenmarkt (Ver-

band der Chemischen Industrie, VCI, 27.2.2020). 

Doch auch der Import ist in dieser Branche ge-

stiegen, nämlich auf 147 Milliarden Euro, woraus 

sich in der Summe ein Exportüberschuss von 56 

Milliarden Euro ergibt. Er basiert vor allem auf ei-

ner ĂVeredelung von Vorleistungsimporten (Roh-

stoffe, Vorprodukte sowie Technologien) und 

dem Weiterexport in Drittstaaten.ñ (a.a.O.)  

Diese internationale Wertschöpfungskette be-

rührt die Gesundheitspolitik unmittelbar, weil sie 

sich auf die Versorgung der Unionsbürger mit Me-

dikamenten und Schutzausrüstungen auswirkt. 

EU-Gesundheitspolitik ï Überblick  

Die EU-Länder tragen die Hauptverantwortung für 

die Organisation und Bereitstellung von Gesund-

heitsdiensten und medizinischer Versorgung. Die 

EU-Gesundheitspolitik dient daher dazu, die natio-

nalen Politiken zu ergänzen und den Gesund-

heitsschutz in allen EU-Politiken zu gewährleisten. 

EU-Politiken und Maßnahmen im Bereich der öf-

fentlichen Gesundheit zielen darauf ab: 

¶ Schutz und Verbesserung der Gesundheit 

der EU-Bürger 

¶ Unterstützung der Modernisierung der  

Gesundheitsinfrastruktur 

¶ Verbesserung der Effizienz der europäischen 

Gesundheitssysteme 

Strategische Gesundheitsfragen werden von Ver-

tretern der nationalen Behörden und der Europäi-

schen Kommission in einer hochrangigen Arbeits-

gruppe für öffentliche Gesundheit erörtert. EU-In-

stitutionen, Länder, regionale und lokale Behörden 

sowie andere Interessengruppen tragen zur Um-

setzung der EU-Gesundheitsstrategie bei. 

Quelle: European Commission, EU Health Policy, 

[10.4.2020]; Hervorhebung blau: S.R. 

https://www.consilium.europa.eu/de/policies/covid-19-coronavirus-outbreak-and-the-eu-s-response/
https://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/society/20171124STO88814/glyphosat-fur-parlament-geht-gesundheit-der-burger-vor
https://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/eu-entscheidung-zu-glyphosat-spd-ministerin-hendricks-deutsche-zustimmung-ist-vertrauensbruch/20636592.html
https://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/eu-entscheidung-zu-glyphosat-spd-ministerin-hendricks-deutsche-zustimmung-ist-vertrauensbruch/20636592.html
https://www.umweltbundesamt.de/themen/boden-landwirtschaft/landwirtschaft-umweltfreundlich-gestalten/gemeinsame-agrarpolitik-der-europaeischen-union
https://www.bund.net/themen/landwirtschaft/eu-agrarpolitik/
https://europa.eu/european-union/topics/trade_de
https://www.vci.de/top-themen/handelspolitik-2.jsp
https://www.vci.de/top-themen/handelspolitik-2.jsp
https://ec.europa.eu/health/policies/overview_en
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Vertreter der EU-Institutionen sehen hier vor al-

lem die Vorteile: ĂMehr Wettbewerb heißt günsti-

gere Preiseñ (ec.europ.eu, 1.3.2017). Doch zu den 

Nachteilen zählt nicht nur die Verlagerung von 

zahlreichen Arbeitsplätzen ins Ausland, sondern 

auch die zunehmende Import-Abhängigkeit der 

EU von Pharmazeutika. Wurden davon in den 

1990er Jahren ca. 80 Prozent in Europa herge-

stellt, kommen heute 80 Prozent aus Indien und 

China (Arzneiverordnungs-Report 2017: 193). 

Ein entscheidender Faktor beim Ausbruch der 

Corona-Krise spielte das Schengener Abkom-

men, das auf das Jahr 1985 zurückgeht. Heute 

gehören ihm 24 EU-Mitgliedstaaten sowie vier 

weitere europäische Staaten an, die untereinan-

der einen grenzenlosen Binnenraum für den Per-

sonen- und Warenverkehr geschaffen haben (vgl. 

hierzu Abbildung 4). Im Jahre 2000 wurde er zu 

EU-Recht und konnte deshalb von den Brüsseler 

Institutionen per Verordnung geringfügig modifi-

ziert werden. Dennoch gibt es bis dato keine sup-

ranationale Organisation, welche die Schengen-

Außengrenzen überwachen kann. Selbst die Eu-

ropäische Grenzschutzagentur Frontex (Frontex, 

13.5.2020) hat keine hoheitlichen Rechte, son-

dern darf nur Unterstützungsleistungen anbieten.  

Die Aufgabe des Schutzes der gemeinsamen 

Außengrenzen verblieb demzufolge in der Zu-

ständigkeit der betreffenden EU-Mitgliedstaaten. 

Nach den Artikeln 15 des Schengen-Vertrags 

müssen Ădie Mitgliedstaaten geeignete Kräfte in 

ausreichender Zahl und angemessene Mittel in 

ausreichendem Umfang für die Durchführung von 

Grenzkontrollen an den Außengrenzen [é] zur 

Verfügungñ stellen (Schengen-Vertrag 2016: 17). 

Sollte dies von einem Mitgliedstaat nicht gewähr-

leistet werden, können andere nationale Grenz-

kontrollen wiedereinführen (Deutscher Bundes-

tag, 10.04.2019: 11). Davon machten bereits ab 

Sommer 2015 verschiedene Länder Gebrauch, 

als erstes Frankreich, dann Österreich, Deutsch-

land und schließlich Dänemark, Schweden und 

Norwegen (als nicht EU-Mitglied). Sie alle hatten 

bis Frühjahr 2020 in unterschiedlichem Umfang 

Kontrollen an den Binnengrenzen wiedereinge-

führt und dies der EU-Kommission vertragsge-

recht angezeigt (vgl. hierzu ausführlich: ec.eu-

ropa.eu, 13.5.2020) Im Falle von Frankreich und 

Schweden betraf es sogar alle Grenzübergänge.  

Infolge der anhaltenden Spannungen zwi-

schen der nationalen und supranationalen Ebene 

um Zuständigkeiten bei der Sicherung der Schen-

gen-Außengrenzen (welt.de, 13.9.2018) hatte 

sich Brüssel bei der letzten Vertragsreform 2016 

per Verordnung ein besonderes Mitspracherecht 

gesichert. Nach Artikel 29 (2) kann der Europäi-

sche Rat der Staats- und Regierungschefs auf 

Vorschlag der Kommission Ăim Falle außerge-

wöhnlicher Umständeñ einem Land sogar emp-

fehlen, Ăals Maßnahme zum Schutz der gemein-

samen Interessenñ seine Grenzen innerhalb des 

Schengenraums wieder zu kontrollieren. Die an-

deren Vertragsstaaten können sich mit dieser 

Bitte direkt an die Kommission wenden, damit sie 

tätig wird (Schengen-Vertrag 2016: 23).  

Trotz des Ausbruchs der Corona-Krise in Ita-

lien und der Ausrufung des nationalen Notstands 

am 31.1.2020 verzichtete die EU und ihre Mit-

gliedstaaten darauf, vorübergehend die Außen-

grenzen zu kontrollieren, um eine Verbreitung 

des Erregers einzudämmen. Am 24.2.2020 ka-

men sechs EU-Gesundheitsminister zu einer Kri-

sensitzung in Rom zusammen, zu der die italieni-

sche Regierung eingeladen hatte. Trotz des An-

stiegs auf 200 Corona-Fälle in den norditalieni-

schen Provinzen hieß es zum Ergebnis dieses 

Treffens: ĂWir sind gemeinsam der Meinung, 

dass zu diesem Zeitpunkt, jetzt, Reisebeschrän-

kungen oder gar das Schließen von Grenzen 

keine angemessene, verhältnismäßige Maß-

nahme wªre.ñ (Jens Spahn, vgl. mdr.de, 25.2.2020). 

Zudem erklärte der italienische Premierminister 

Giuseppe Conte, dass vorübergehende Grenz-

kontrollen negative Auswirkungen auf die italieni-

sche Wirtschaft haben werde. Unterstützung er-

hielten sie von der Europäischen Kommission, 

die bestªtigte, Ădass die Verhängung restriktiver 

Grenzmaßnahmen im Schengen-Raum in die Zu-

ständigkeit der Mitgliedstaaten fällt.ñ (euractiv.de, 

24.2.2020) Doch auch von ihrem neuen Initiativ-

recht, Kontrollen an den Binnengrenzen anzuord-

nen, machte sie vorerst keinen Gebrauch.  

Diese Entscheidung war relevant, weil in der 

Anfangsphase bereits wichtige Weichen zur Ein-

dämmung einer gefährlichen Pandemie getroffen 

werden können. Dies geht aus einer ĂRisikoana-

lyse im Bevºlkerungsschutzñ des Deutschen 

Bundestags aus dem Jahre 2012 hervor. Als ei-

nes von drei Szenarien wird darin der Ausbruch 

einer ĂPandemie durch Virus Modi-SARSñ be-

schrieben, ein Coronavirus. Die Analyse macht 

deutlich, dass so früh wie möglich antiepidemi-

sche Maßnahmen eingeleitet werden müssen, 

um die Zahl der Infizierten und Toten zu begren-

zen. Hierzu heiÇ es: ĂNachdem erkannt ist, dass 

es sich um einen über die Atemwege übertragba-

ren Erreger handelt, wird die Bevölkerung sehr 

schnell über generelle Schutzmaßnahmen infor-

miert (z. B. Hygieneregeln befolgen, Massenan-

sammlungen vermeiden, ÖPNV meiden, ange-

ordnete MaÇnahmen nach IfSG befolgen).ñ (Be-

völkerungsschutz 2012, 3.1.2013: 67) 

https://ec.europa.eu/germany/eu60/medikamente_preiswerter_de
https://link.springer.com/book/10.1007/978-3-662-54630-7
https://frontex.europa.eu/language/de/
https://frontex.europa.eu/language/de/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32016R0399%20&from=DE
https://andrej-hunko.de/start/download/dokumente/1333-wissenschaftliche-dienste-im-bundestag-sachstand-schengener-grenzkodex-wiedereinfuehrung-von-grenzkontrollen/file
https://andrej-hunko.de/start/download/dokumente/1333-wissenschaftliche-dienste-im-bundestag-sachstand-schengener-grenzkodex-wiedereinfuehrung-von-grenzkontrollen/file
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/borders-and-visas/schengen/reintroduction-border-control/docs/ms_notifications_-_reintroduction_of_border_control_en.pdf
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/borders-and-visas/schengen/reintroduction-border-control/docs/ms_notifications_-_reintroduction_of_border_control_en.pdf
https://www.welt.de/politik/ausland/article181513812/Wegen-Aussengrenzenschutz-EU-Kommission-dringt-auf-Wegfall-nationaler-Grenzkontrollen.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32016R0399%20&from=DE
https://www.mdr.de/nachrichten/politik/ausland/gesundheitsminister-coronavirus-italien-beratungen-100.html
https://www.euractiv.de/section/europakompakt/news/commission-calls-for-coordinated-proportional-border-measures-for-coronavirus/
https://www.euractiv.de/section/europakompakt/news/commission-calls-for-coordinated-proportional-border-measures-for-coronavirus/
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/120/1712051.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/120/1712051.pdf
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1.4 ĂEuropäisierungñ des Gesundheits-

wesens durch ĂÖkonomisierungñ?  

Bevor der Weg in die Corona-Krise nachgezeich-

net wird, soll hier noch eine letzte Rahmenbedin-

gung genannt werden, die für das Ausmaß der 

Corona-Pandemie relevant ist und in der Verant-

wortung der supranationalen Ebene fällt. So ge-

hört die Währungspolitik und damit die Stabilität 

des Euro zusammen mit der Handelspolitik zu 

den wenigen Bereichen, für die ausschließlich 

Brüssel Entscheidungsbefugnisse hat (vgl. Abbil-

dung 4). Die 19 der 27 EU-Mitgliedstaaten, wel-

che bereits den Euro als Währung eingeführt ha-

ben, mussten ihre diesbezüglichen nationalen 

Souveränitätsrechte an die supranationale Ebene 

abtreten. Zwar behielten sie ihre Budgethoheit, 

doch müssen sie ihre nationalen Staatshaushalte 

den Vorgaben der Währungshüter und damit der 

Europäischen Zentralbank (EZB) unterordnen. 

Es liegt auf der Hand, dass dadurch die finanziel-

len Spielräume der europäischen Gesundheits-

systeme stark eingeschränkt werden.  

Auch hierfür ist Italien ein anschauliches Bei-

spiel. Mit der Einführung des Euro musste das 

Land Jahr für Jahr Kürzungen des Staatshaus-

halts beschließen, um die Stabilitätskriterien ein-

zuhalten. So konnte die Regierung Matteo Renzi 

im Jahre 2014 die versprochenen Steuersenkun-

gen nur durch Einsparungen in Höhe von 4,5 Mil-

liarden Euro realisieren (spiegel.de, 9.4.1014). 

Drei Jahre später fehlten ihm schon 35 Milliarden  

Euro, was eine Neuverschuldung und somit einen 

Verstoß gegen den Europäischen Stabilitätspakt 

nach sich zog (spiegel.de, 19.4.2017). 

Die größten Opfer musste seitdem das Ge-

sundheitssystem erbringen, nämlich Kürzungen 

in Höhe von 10 Milliarden Euro bis zum Jahre 

2020 (sn.at, 29.7.2015). Die Folge waren struktu-

relle Mängel im nationalen Gesundheitswesen, 

bei der Versorgung mit Medikamenten wie auch 

bei der personellen Betreuung. Mit Sorge blicken 

Ärzte und Pflegekräfte auf die zunehmende Ge-

walt in den Krankenhäusern, die schon vor Be-

ginn der Corona-Krise einsetzte: ĂEin ausschlag-

gebender Grund für die aggressiven Reaktionen 

sei die Frustration der Patientinnen und Patienten 

oder deren Familien über Systemmängel und 

lange Wartezeiten, vor allem dann, wenn man 

überlastete Notfallstationen aufsuche. Dort kom-

me es rasch zu Auseinandersetzungen ï etwa 

wegen der strikten Vorschriften zur Triage [é]ñ 

(nzz.ch, 2.11.2019)  

Noch dramatischer zeigt sich die Lage des Ge-

sundheitssystems in Griechenland, das unter den 

Folgen seiner Staatsschuldenkrise im Jahre 2010 

bis heute leidet. Zwei Jahre nachdem das Land 

internationale Hilfsgelder in Höhe von 270 Milliar-

den Euro erhalten hatte, um einen Staatsbankrott 

abzuwenden und in der Eurozone bleiben zu kön-

nen, waren 30 Prozent der griechischen Bevölke-

rung nicht mehr krankenversichert (Bundesregie-

rung, 26.9.2012). Sie müssen die teuren Leistun-

gen fortan aus eigener Tasche bezahlen. Die Auf- 

 

 

Abbildung 6:     

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Quelle: Eigene Zusammenstellung, vgl. die Daten: Health at a Glance 2019. OECD INDICATORS, S. 151 [10.4.2020] 
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https://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/italien-beschliesst-sparpaket-matteo-renzi-will-eu-regeln-aendern-a-963524.html
https://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/italien-finanzminister-pier-carlo-padoan-braucht-35-milliarden-euro-fuer-den-haushalt-a-1143638.html
https://www.sn.at/politik/weltpolitik/italien-plant-drastische-einsparungen-im-gesundheitswesen-2278987
https://www.nzz.ch/panorama/italien-angriffe-auf-aerzte-und-pflegepersonal-haeufen-sich-ld.1519270
http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/17/107/1710794.pdf
http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/17/107/1710794.pdf
https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/4dd50c09-en.pdf?expires=1585896169&id=id&accname=guest&checksum=E7283FAFA4F73AFF4C3A1E4BED9F0FF6
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lagen der Gläubiger verursachten einen massi-

ven Rückbau des Sozialsystems, wodurch sich 

die öffentlichen Ausgaben auch im Gesundheits-

wesen zwischen 2009 und 2016 halbierten. Im 

Zuge der Schließung von 54 Krankenhäusern 

wurden in diesem Zeitraum 18.000 Ärzte und 

26.000 Angestellte entlassen, die vielfach in an-

dere EU-Staaten auswanderten (berliner-grie-

chenlandhilfe.de, 14.7.2019). 

Das Gesundheitswesen in Spanien steht zwar 

um einiges besser dar. Doch auch hier zeichnet 

sich eine ähnliche Entwicklung ab wie in Italien. 

Im Jahre 2012 lösten dort Nachwirkungen der in-

ternationalen Finanzkrise einen massiven Ein-

bruch der Staatsfinanzen aus, der eine Haus-

haltslücke in Höhe von 27 Milliarden Euro hinter-

ließ. Um die Stabilitätskriterien des Euro zu erfül-

len, sah sich Ministerpräsident Mariano Rajoy ge-

zwungen, die Ausgaben allein im Bildungs- und 

Gesundheitssystem um 10 Milliarden Euro zu 

kürzen (zeit.de, 9.4.2012). In der Folge wurden 

viele Krankenhäuser privatisiert und das öffentli-

che Gesundheitswesen personell und materiell 

ausgedünnt. Nicht zuletzt deshalb war Spanien 

denkbar schlecht auf die Corona-Krise vorberei-

tet (taz.de, 18.3.2020).  

Dennoch wird Spaniens Gesundheitssystem 

in wissenschaftlichen Studien gelobt, weil es in 

Sachen Digitalisierung zu den Vorreitern gehöre. 

Nach dem Digital-Health-Index der Bertelsmann-

Stiftung liegt es auf Platz 5 unter den siebzehn un-

tersuchten europäischen Ländern. Die Schweiz, 

Frankreich, Deutschland und Polen belegen in 

diesem Ranking die Plätze 14 bis 17 (Bertels-

mann-Studie, 29.11.2018). Gleichzeit schlägt die-

selbe Stiftung der Bundesregierung vor, aus Effi-

zienzgründen 800 von insgesamt 1.400 Kranken-

häusern zu schließen (nordkurier.de, 29.3.2020). 

Diesen Vorschlag verteidigt sie sogar in der 

Corona-Krise mit dem Argument ĂWeniger, aber 

dafür besser ausgestattete und stärker speziali-

sierte Kliniken ï das war und ist unser Zielbild.ñ 

(Bertelsmann-Studie, 15.7.2019)  

Die Formel ĂPrivatisierungñ hatte zuletzt bei 

der Systemtransformation Mittelost- und Südost-

europa Hochkonjunktur. Für dieses politische 

Programm steht bis heute der Name Leszek Bal-

cerowicz, ehemaliger polnischer Finanzminister 

und zeitweiliger Chef der polnischen National-

bank. Er wollte Polen im Jahre 1990 mit seiner 

ĂSchocktherapieñ quasi über Nacht von einer so-

zialistischen Planwirtschaft in eine Marktwirt-

schaft verwandeln, jedoch Ăohne Adjektiveñ 

(nzz.ch, 19.09.2012), d.h. ohne Sozialsysteme, 

die den Zusatz Ăsozialñ rechtfertigen würden. Sein 

Amtsnachfolger Jacek Rostowski setzte diesen 

Kurs mit dem Ziel fort, sich dem Ăgoldenen Stan-

dardñ anzunªhern (tagesspiegel.de, 14.6.1997), 

d.h. den Euro einzuführen, wozu sich die Reform-

staaten im Übrigen mit ihrem EU-Beitritt vertrag-

lich verpflichteten. Deshalb war Polen Vorreiter 

und Ădas einzige Land in der EU, das zur Siche-

rung der Haushaltsdisziplin eine Schuldenbremse 

in der Verfassung verankert hatñ. (Bingen, 2011) 

Die Kehrseite dieser Privatisierungsstrategie 

ohne Berücksichtigung öffentlicher und gemein-

wohlorientierter Interessen zeigt sich im heutigen 

Zustand des polnischen Gesundheitswesens. Für 

sie gilt das Schockparadigma nicht, vielmehr sind 

sie einem permanenten Privatisierungsdruck 

ausgesetzt: Kurz vor Ausbruch der Corona-Krise 

stand ein Drittel der polnischen Krankenhäuser 

vor der Schließung (deutschlandfunk.de, 3.2.2020),  
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Der polnische ĂShutdownñ im Jahre 1990  

ĂDie Resultate der polnischen Reformmaßnahmen 

des Jahres 1990 waren äußerst bitter und übertra-

fen die Befürchtungen ihrer Kritiker bei weitem. In-

folge der erzwungenen Privatisierung staatlichen 

Eigentums innerhalb weniger Monate brach das 

Bruttoinlandsprodukt um 50 Prozent ein. Dies 

führte zu Massenentlassungen und einem Rück-

gang der Realeinkommen laut offizieller Statistik 

um durchschnittlich 43%.* Gleichzeitig aber entwi-

ckelte sich wider Erwarten aus der galoppieren-

den Inflation eine Hyperinflation von 78,6 Prozent 

allein für den Januar 1990, teils weil Landwirte auf 

höhere Nahrungsmittelpreise spekulierten, teils 

weil im Energiebereich die staatlichen Subventio-

nen sowie die letzten Preisbindungen wegfielen.* 

Selbst Jeffrey Sachs räumte in seinem Bericht an 

die Weltbank (1991) konzeptionelle Mängel ein. 

So hätte man es versäumt, rechtzeitig ein Insol-

venzrecht auf den Weg zu bringen, so dass zah-

lungsunfähige große Staatsbetriebe gar nicht ge-

schlossen werden konnten. Deren Management 

nutze die Gelegenheit, ā[é] um diese Unterneh-

men zu melken soweit es in der kurzen Zeit ging. 

[é] Das Resultat ist ein unkontrolliertes Ausbluten 

des staatlichen Eigentums, was den Staatshaus-

halt teuer zu stehen kommt und zu entscheiden-

den Fehlallokationen der Kapitalressourcen führen 

wird.ó * Trotz dieser Befunde und des Anstiegs der 

Auslandsverschuldung um 8 auf 48,5 Milliarden 

US-Dollar im Jahre 1990, empfahl Sachs, die Pri-

vatisierung zu beschleunigen.ñ 

Quelle: Sabine Riedel, Die kulturelle Zukunft Euro-

pas. Demokratien in Zeiten globaler Umbrüche, 

Wiesbaden 2015, S. 112, * Nachweise im Origi-

naltext, Hervorhebung blau: S.R. 

http://www.berliner-griechenlandhilfe.de/warum-ist-das-griechische-gesundheitssystem-zusammengebrochen/
http://www.berliner-griechenlandhilfe.de/warum-ist-das-griechische-gesundheitssystem-zusammengebrochen/
https://www.zeit.de/wirtschaft/2012-04/spanien-einsparungen-schuldenkrise
https://taz.de/Corona-Krise-in-Spanien/!5668979/
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/themen/aktuelle-meldungen/2018/november/digitale-gesundheit-deutschland-hinkt-hinterher/
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/themen/aktuelle-meldungen/2018/november/digitale-gesundheit-deutschland-hinkt-hinterher/
https://www.nordkurier.de/mecklenburg-vorpommern-brandenburg/mv-und-brandenburg-verteidigen-kleinere-kliniken-2938888403.html
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/themen/aktuelle-meldungen/2019/juli/eine-bessere-versorgung-ist-nur-mit-halb-so-vielen-kliniken-moeglich/
https://www.nzz.ch/vaclav-klaus-als-hayekianer-1.17622170?reduced=true
https://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/annaeherung-an-den-goldenen-standard/13266.html
https://www.deutsches-polen-institut.de/politik/kopernikus-gruppe/arbeitspapier-xx/
https://www.deutschlandfunk.de/gesundheitswesen-polnische-krankenhaeuser-in-der-krise.795.de.html?dram:article_id=451341
https://www.springer.com/de/book/9783658062774
https://www.springer.com/de/book/9783658062774
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obwohl fast alle Ärzte Überstunden machen oder 

machen müssen. Vor allem die jungen Ärzte ver-

dienen im Durchschnitt nur 500 Euro im Monat 

(Stand 2017), so dass sie auf einen Zuverdienst 

angewiesen sind. Die schlechte Bezahlung und 

eine bis zu 75-Stunden-Woche (deutschland-

funk.de, 6.12.2017) drängt viele zur Suche nach 

einem besseren Arbeitsplatz im europäischen 

Ausland. Ihre Organisation beklagt: ĂUns fehlt 

schon eine ganze Generation. Wir haben junge 

Ärzte und Ärzte, die über 50 Jahre alt sind. Dieje-

nigen, die zwischen 35 und 50 Jahre alt sind, sind 

vor einiger Zeit in Massen ausgewandert. Und 

viele von den Jungen wollen auch gehen.ñ 

(deutschlandfunk.de, 2.10.2017) 

Seit April 2019 hat die polnische Regierung 

ihre Prioritäten geändert: "Der Euro ist gut für die 

Länder, die stark sind" so ihre Begründung für 

eine Verschiebung des Beitritt zur Eurozone auf 

unbestimmte Zeit (n-tv.de, 13.4.2019). Kritiker in 

den Brüsseler EU-Institutionen vermuten dahinter 

eine nationale Strategie zugunsten eines EU-

Austritts. Deshalb reagierte der Europäische Rat 

mit Gegendruck, indem er erwog, ĂPolen das 

Stimmrecht zu entziehen oder seine Mitglied-

schaft aufzuhebenñ (bpb.de, 5.10.2017). Dabei 

steht allerdings nicht der Streit um den verscho-

benen Beitritt zum Euroraum im Vordergrund, 

sondern die polnischen Rechtsreformen. Doch 

was für Polen gilt, muss offenbar nicht für andere 

EU-Mitgliedstaaten gelten. So weist auch Bulga-

riens Justizsystem seit dem EU-Beitritt im Jahre 

2007 substanzielle Mängel auf, weshalb es unter 

ständiger Beobachtung stand. Im aktuellen Fort-

schrittsbericht der Europäischen Kommission 

wird das Balkanland nun aber geschont (dw.com, 

22.10.2019), obwohl keine wirkliche Trendwende 

in Sicht ist (wirtschaftsblatt.bg, 25.11.2019). 

Dafür hat die bulgarische Regierung in den 

letzten beiden Jahren Ihre Anstrengungen ver-

stärkt, möglichst bald der Eurozone beizutreten 

(derstandard.de, 6.2.2019). Dies verpflichtet sie 

ebenfalls zu harten Einsparungen bei den Sozial-

ausgaben und im Gesundheitswesen. Nach ei-

nem Bericht der Europäischen Kommission über 

den Zustand des Gesundheitswesens in der EU 

tragen die Bulgaren von allen Unionsbürgern die 

höchste Last bei den Zuzahlungen, nämlich 47 

Prozent: ĂEin erheblicher Teil davon war für Arz-

neimittel. Danach kamen die Kosten für ambu-

lante Versorgung und diese, die unter dem Tisch 

bezahlt wurden.ñ (wirtschaftsblatt.bg, 16.12.2019, 

vgl. auch Dimova u.a. 2019). Schließlich bestätigt 

sich im Falle Bulgariens der Trend zur Abwande-

rung von jungen Ärzten aus Osteuropa in andere 

EU-Mitgliedstaaten (vgl. Abbildung 8). 

Als Fazit lässt sich festhalten, dass angesichts 

der völlig unterschiedlichen Sozialsysteme inner-

halb der EU eine ĂEuropäisierungñ des Gesund-

heitswesens kaum möglich ist. Zwar fließen aus 

Brüssel finanzielle Hilfen in jene Länder, deren 

Gesundheitssysteme defizitär sind. Doch das 

kann die eigentlichen Ursachen der Krise kaum 

beheben. Diese liegen zum einen in der wach-

senden Staatsverschuldung, die den Ländern 

kaum finanzielle Spielräume lassen. Zum ande-

ren aber fließen die Gelder aus Brüssel weniger 

in die notwendige Grundversorgung als vielmehr 

in die Anschaffung von Medizintechnik und Er-

neuerung der Infrastruktur. Schließlich werden 

bislang die negativen Auswirkungen der Arbeits-

migration im Gesundheitssektor kaum gesehen. 

Der Brain Drain innerhalb der EU wird erst dann 

zum Stillstand kommen, wenn die Menschen in 

ihren Heimatländern für sich und ihren Familien 

eine reale Lebensperspektive bekommen.   

 

 

Abbildung 8: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bulgariens Aderlass: Tausende Ärzte und 

Pfleger wandern aus [é] 

Bereit für den Notfall: vor der Rettungsleitzentrale 

in der bulgarischen Hauptstadt Sofia reihen sich 

brandneue Krankenwagen. Die Europäische 

Union hat viel Geld in Bulgariens Medizin-Infra-

struktur gesteckt. Doch das Problem sind nicht die 

Maschinen ï es sind die fehlenden Menschen. [é] 

Drei von vier angehenden Ärzten in Bulgarien wol-

len auswandern. Deutschland, Österreich, Skandi-

navien stehen ganz oben auf der Wunschliste. 

Das hat eine Umfrage unter Medizinstudenten er-

geben. [é] 

Kristina Mancheva sagt: "Das Hauptproblem ist 

der Mangel an medizinischen Fachkräften, in allen 

Bereichen, aber insbesondere im Bereich der Not-

fallmedizin. Wir brauchen wirklich mehr Leute. Wir 

haben weniger als die Hälfte des benötigten Per-

sonals." [é] 

Allein Deutschland "importierte" rund 50.000 aus-

ländische Ärzte - die anderswo nun bitter fehlen. 

Dazu kommen schätzungsweise 100.000 bis 

300.000 Krankenschwestern und Sanitäter, die 

hauptsächlich aus Osteuropa abgeworben wur-

den. 

Kristina Mancheva meint: "Wir haben wirklich gute 

Ärzte in Bulgarien, doch die fehlenden Kollegen 

machen sich schmerzhaft bemerkbar. Mein Ap-

pell: Kommt wieder nach Hause, kommt zurück 

nach Bulgarien." [é] 

Quelle: euronews.com, 21.1.2020, vgl. bulg. 

vesti.bg, 27.1.2020 

https://www.deutschlandfunkkultur.de/polens-aerzte-in-not-wir-lassen-die-situation-eskalieren.979.de.html?dram:article_id=402384
https://www.deutschlandfunkkultur.de/polens-aerzte-in-not-wir-lassen-die-situation-eskalieren.979.de.html?dram:article_id=402384
https://www.deutschlandfunk.de/polnisches-gesundheitssystem-aerzte-gehen-in-hungerstreik.680.de.html?dram:article_id=397286
https://www.n-tv.de/politik/Polen-lehnt-den-Euro-vorerst-ab-article20967102.html
https://www.bpb.de/257431/analyse-polen-in-der-europaeischen-union-konflikte-und-falsche-ansaetze
https://www.dw.com/de/eu-kritisiert-r%C3%BCckschritte-bei-rechtsstaatlichkeit-in-rum%C3%A4nien/a-50935432
https://www.dw.com/de/eu-kritisiert-r%C3%BCckschritte-bei-rechtsstaatlichkeit-in-rum%C3%A4nien/a-50935432
http://wirtschaftsblatt.bg/index.php?m=22397&lang=3
https://www.derstandard.de/story/2000097576819/strenge-bedingungen-fuer-bulgarien-am-weg-in-die-eurozone
http://wirtschaftsblatt.bg/index.php?m=22486&lang=3
https://www.researchgate.net/publication/334203713_Blgaria_Analiz_na_zdravnata_sistema_2018
https://de.euronews.com/2020/01/24/bulgariens-aderlass-tausende-arzte-und-pfleger-wandern-aus
https://www.vesti.bg/bulgaria/euronews-bylgarskata-zdravna-sistema-ostavia-pacientite-uiazvimi-6104926
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2 Europas Demokratien im Notbetrieb: 

EU und Europarat setzen ihren Mitgliedstaaten Grenzen 
 

 

2.1 Statt die Pandemiepläne aktivieren,  

Verfassung und Grundrechte stutzen? 

Im vorangehenden Kapitel wurden die politischen 

Rahmenbedingungen innerhalb der EU beschrie-

ben, die vor Ausbruch der Corona-Krise gegeben 

waren. Es zeigte sich, dass die Mitgliedstaaten 

zumindest organisatorisch auf eine mögliche 

Pandemie vorbereitet waren, trotz einer Reihe 

von Defiziten im Gesundheitswesen. Sie alle hat-

ten in Zusammenarbeit mit der Weltgesundheits-

organisation (WHO) und der EU-Agentur für den 

Gesundheitsschutz (ECDC) Pläne gegen ein 

neues gefährliches Grippevirus ausgearbeitet. 

Sie wussten daher, was in einer solchen Notsitu-

ation zu tun ist. In diesem Kapitel soll daher nach-

vollzogen werden, wie und warum viele Mitglied-

staaten nach anfänglichem Zögern Mitte März 

2020 nicht ihre Pandemiepläne aktiviert, sondern 

gleich eine nationale Notstandslage ausgerufen 

haben. Die bestehenden gesetzlichen Maßnah-

men gingen ihnen offenbar nicht weit genug. Viel-

mehr hielten sie es für notwendig, gleich in die 

Verfassungen einzugreifen und eine Vielzahl de-

mokratischer Grundrechte einzuschränken. In 

dieser Zielsetzung waren sie sich einig, doch gin-

gen sie dabei ganz unterschiedliche Wege.  

Dass in Deutschland 75 Jahren nach dem 

Ende der nationalsozialistischen Diktatur wieder 

demokratische Grundrechte beschnitten werden, 

war vor kurzen noch undenkbar. Dies konnte ei-

gentlich nur in einem europäischen Konsens ge-

schehen, in dem Deutschland keinen ĂSonder-

wegñ beschreitet. Dennoch hªtte dies keiner einer 

Regierung zugetraut, die noch vor wenigen Mo-

naten ein Maßnahmenpaket gegen Rechtsextre-

mismus durch den Bundestag gebracht hat (spie-

gel.de, 30.10.2019). Denn damit will sie eine 

Form des politischen Extremismus bekämpfen, 

die es darauf angelegt hat, die verfassungsmäßi-

gen Rechte der Bürger einzuschränken. Durch 

ihre politische Ideologie fühlen sich extremisti-

sche Ideologien dazu aufgerufen und legitimiert, 

im Namen des Gemeinwohls den gesellschaftli-

chen Pluralismus in Frage zu stellen oder gar zu 

beseitigen (bpb, 13.5.2020).  

Wegen seiner besonderen historischen Erfah-

rungen aus autoritären und totalitären Systemen 

hat Deutschland ï im Gegensatz etwa zu Frank-

reich ï kein rechtliches Instrumentarium zur Aus-

rufung eines ĂAusnahmezustandsñ. Dieser würde 

nämlich eine Übertragung von Kompetenzen des 

Parlaments (Legislative) auf die Regierung (Exe-

kutive) ermöglichen. Um dennoch für innere oder 

äußere Bedrohungen gewappnet zu sein, wurden 

1968 sogenannte Notstandsgesetze verabschie-

det. Sie haben zum Ziel, Ăim Falle eines Notstan-

des die Funktionsfähigkeit des parlamentarischen 

Systems und die Einhaltung der Grundrechte zu 

sichern.ñ (Notstandsgesetze, 1968) Danach wur-

den in einige Artikel des Grundgesetzes Paragra-  

 

 

Abbildung 9: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das deutsche Grundgesetz 

Art. 2 

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung 
seiner Persönlichkeit, [é]. 

(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist unver-
letzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines 
Gesetzes eingegriffen werden. (dejure.org) 

Art. 8 

(1) Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne 
Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waf-
fen zu versammeln. 

(2) Für Versammlungen unter freiem Himmel kann 
dieses Recht durch Gesetz oder auf Grund eines 
Gesetzes beschränkt werden. (dejure.org) 

Art. 11 

(1) Alle Deutschen genießen Freizügigkeit im gan-
zen Bundesgebiet. 

(2) Dieses Recht darf nur durch Gesetz oder auf 
Grund eines Gesetzes und nur für die Fälle einge-
schränkt werden, in denen [é] es [é] zur Be-
kämpfung von Seuchengefahr, Naturkatastrophen 
[é] erforderlich ist. (dejure.org) 

Art. 12 

(1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Ar-
beitsplatz und Ausbildungsstätte frei zu wählen. 
Die Berufsausübung kann durch Gesetz oder auf 
Grund eines Gesetzes geregelt werden. 

(2) Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit ge-
zwungen werden, außer im Rahmen einer her-
kömmlichen allgemeinen, für alle gleichen öffentli-
chen Dienstleistungspflicht. (dejure.org) 

Art. 13 

(1) Die Wohnung ist unverletzlich. [é] 

(7) Eingriffe und Beschränkungen dürfen im übri-
gen nur zur Abwehr einer gemeinen Gefahr [é], 
auf Grund eines Gesetzes auch zur [é] Bekämp-
fung von Seuchengefahr [é] vorgenommen wer-
den. (dejure.org) 

Quellen: Grundgesetz, dejure.de,  
[Hervorhebung blau: S.R.] 

https://www.spiegel.de/politik/deutschland/bundesregierung-beschliesst-massnahmenpaket-gegen-rechtsextremismus-a-1294114.html
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/bundesregierung-beschliesst-massnahmenpaket-gegen-rechtsextremismus-a-1294114.html
https://www.bpb.de/nachschlagen/lexika/handwoerterbuch-politisches-system/202019/extremismus?p=all
https://www.1000dokumente.de/pdf/dok_0018_not_de.pdf
https://dejure.org/gesetze/GG/2.html
https://dejure.org/gesetze/GG/8.html
https://dejure.org/gesetze/GG/11.html
https://dejure.org/gesetze/GG/12.html
https://dejure.org/gesetze/GG/13.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/BJNR000010949.html
https://dejure.org/gesetze/GG/
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fen eingefügt, die es dem Bundestag erlauben, 

per Gesetz einige wenige Grundfreiheiten vor-

rübergehend einzuschränken. Hierzu gehört zu-

nächst das Recht auf körperliche Unversehrtheit 

(GG Art. 2), das nicht nur beim Schutz vor Infek-

tionskrankheiten, sondern auch beim Thema 

Impfpflicht wie im aktuellen Fall der Masern 

(lto.de, 2.3.2020) eine Rolle spielt. Relevant sind 

weiterhin das Recht auf Versammlungsfreiheit, 

welches die Demonstrationsfreiheit einschließt 

(GG Art. 8) und das Recht auf Freizügigkeit, d.h. 

auf Reise- und Bewegungsfreiheit (GG Art. 11). 

Schließlich geht es um das Recht auf freie Be-

rufsausübung, wovon sich das Recht auf Gewer-

befreiheit sowie das Verbot einer Dienstverpflich-

tung z.B. von Ärzten und Pflegepersonal stützt 

(GG Art. 12), und um die Unverletzlichkeit der 

Wohnung (GG Art. 13, vgl. Abbildung 9). 

Um diese Grundrechte einzuschränken, be-

darf es also seit 1968 besonderer Gesetze und 

damit einer klaren und überprüfbaren juristischen 

Grundlage. Mit dem Infektionsschutzgesetz (IfSG) 

aus dem Jahre 2000 verfügen die Gesundheits-

ämter bereits über einen wichtigen Handlungs-

rahmen, um die Bevölkerung wirksam vor über-

tragbaren Krankheiten zu schützen. Im Artikel 6 

werden die Ămeldepflichtigen Krankheitenñ gelis-

tet, die eine gesundheitliche Bedrohung mit mög-

licher Todesfolge darstellen. Zusätzlich enthält 

Artikel 7 die Liste ĂMeldepflichtige Nachweise von 

Krankheitserregernñ, die auf Ăeine akute Infektion 

hinweisenñ (IfSG, 27.3.2020). Die hierfür zustän-

digen Behörden, die im Verdachtsfall erste Maß-

nahmen zur Eindämmung der Infektionskrankheit 

ergreifen müssen, sind die ca. 400 Gesundheits-

ämter in Deutschland (IfSG Artikel 16).  

Schon Ende Januar 2020 machte das Bundes-

justizministerium nach Artikeln 6 und 7 des IfSG 

das Ăneuartige Coronavirus (ā2019-nCoVó)ñ mel-

depflichtig, wobei diese Verordnung nur bis zum 

31.1.2021 gilt (Verordnung 30.1.2020). Diese Be-

fristung könnte erklären, warum Covid-19 bis 

heute nicht in die beiden Listen des IfSG zu mel-

depflichtigen Krankheiten bzw. Erregern aufge-

nommen worden ist, auch nicht in den revidierten 

Text vom 27.3.2020. Stattdessen enthält diese 

Neufassung eine Reihe von Ergänzungen, wie 

Artikel 5 (1), der dem Deutschen Bundestag das 

Recht gibt, Ăeine epidemische Lage von nationa-

ler Tragweiteñ festzustellen und wieder zurückzu-

nehmen. Absatz (2) ermächtigt das Bundesminis-

terium für Gesundheit in einer solchen besonde-

ren Lage zu einer Reihe von Rechtsverordnun-

gen, ohne dass der Bundesrat zustimmen muss 

(IfSG, 27.3.2020). Hierzu gehören Maßnahmen 

zur Arzneimittelversorgung, zur pflegerischen 

und medizinischen Versorgung, zum Impfschutz 

und Patentschutz von Medikamenten sowie die 

Sammlung von Krankheitsdaten. In Absatz (5) 

heißt es ergänzend, dass all diese Maßnahmen 

Ădas Grundrecht der körperlichen Unversehrtheitñ 

(GG Art 2) einschränken können. Somit be-

schneidet ein Gesetz, welches dem Schutz der 

Gesundheit dienen soll, das Patientenrecht auf 

Selbstbestimmung (aerzteblatt.de, 18/2012).   

Eine relevante Neuerung enthält auch Artikel 

28 (1), demzufolge das Recht auf körperliche Be-

wegungsfreiheit erheblich eingeschränkt wird. 

Danach kann jemand beim Verlassen oder Betre-

ten eines Ortes gehindert werden. Doch dieser 

Artikel sagt auch, dass die Einschränkung der 

Grundrechte nur für einen bestimmten Personen-

kreis gilt und nicht für die gesamte Bevölkerung.  

 

 

Abbildung 10: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei 

einer epidemischen Lage von nationaler 

Tragweite, 27.3.2020 ï Änderung des Infek-

tionsschutzgesetzes (vom 20.7.2000) 

§ 28 Absatz 1 

Ă(1) Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, An-

steckungsverdächtige oder Ausscheider festge-

stellt oder ergibt sich, dass ein Verstorbener 

krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider 

war, so trifft die zuständige Behörde die notwendi-

gen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den 

§§ 29 bis 31 genannten, soweit und solange es 

zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer 

Krankheiten erforderlich ist; sie kann insbeson-

dere Personen verpflichten, den Ort, an dem sie 

sich befinden, nicht oder nur unter bestimmten 

Bedingungen zu verlassen oder von ihr bestimmte 

Orte oder öffentliche Orte nicht oder nur unter be-

stimmten Bedingungen zu betreten. Unter den Vo-

raussetzungen von Satz 1 kann die zuständige 

Behörde Veranstaltungen oder sonstige Ansamm-

lungen von Menschen beschränken oder verbie-

ten und Badeanstalten oder in § 33 genannte Ge-

meinschaftseinrichtungen oder Teile davon schlie-

ßen. Eine Heilbehandlung darf nicht angeordnet 

werden. Die Grundrechte der Freiheit der Person 

(Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), 

der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 des Grundge-

setzes), der Freizügigkeit (Artikel 11 Absatz 1 des 

Grundgesetzes) und der Unverletzlichkeit der 

Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundgeset-

zes) werden insoweit eingeschränkt.ñ  

Quelle: Infektionsschutzgesetz IfSG 20.7.2000, 

Änderungsgesetz: BGBl Teil 1, Nr. 14, 27.3.2020, 

konsolidierte Fassung vom 27.3.2020,  

[Hervorhebung: S.R., rot sind die Neuerungen]. 

https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/impfpflicht-masern-eltern-kinder-kitaplatz-schule-grundrechte-zwang-gesundheit-schutz/
http://www.gesetze-im-internet.de/ifsg/BJNR104510000.html
http://www.gesundheitsaemter-deutschland.de/
http://www.gesundheitsaemter-deutschland.de/
http://www.gesetze-im-internet.de/ifsg/BJNR104510000.html
https://www.gesetze-im-internet.de/coronavmeldev/CoronaVMeldeV.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/ifsg/BJNR104510000.html
https://www.aerzteblatt.de/archiv/125519/Recht-Fuersorge-oder-Selbstbestimmung
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl100s1045.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl100s1045.pdf%27%5D__1589442447311
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl120s0587.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl120s0587.pdf%27%5D__1589392681610
http://www.gesetze-im-internet.de/ifsg/BJNR104510000.html
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Sie betreffen ausschlieÇlich ĂKranke, Krankheits-

verdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus-

scheiderñ (IfSG Artikel 28 (1), vgl. Abbildung 10). 

Die Konzentration auf Risikogruppen entspricht 

dem eigentlichen Ziel des IfSG, nämlich die Aus-

breitung einer Infektionskrankheit zu stoppen und 

den Betroffenen eine besondere Fürsorge zu-

kommen zu lassen.  

Diese ursprüngliche Ausrichtung des IfSG ist 

demzufolge durch dessen Neufassung und mit 

Ausrufung einer Ăepidemischen Lage von natio-

naler Tragweiteñ in sein Gegenteil gekehrt wor-

den. Genau genommen hat der Bundestag die-

sen Beschluss am 27.3.2020 gefasst, nachdem 

die Bundesländer bereits eigene Notmaßnahmen 

verordnet hatten (spiegel.de, 21.3.2020). Diese 

sollten im Nachhinein durch ein Bundesgesetz 

Ălegalisiertñ werden. Auch wenn viele Maßnah-

men der Länder bereits durch die erste Fassung 

des IfSG aus dem Jahre 2000 gedeckt waren, so 

haben erst die Landesregierungen durch eigen-

willige Interpretationen des Gesetzestexts die 

Einschränkung der Grundrechte in unzulässiger 

Weise auf alle Bürger ausgedehnt. Dabei wurden 

plötzlich weitere Grundrechte zur Disposition 

bzw. ins Belieben der staatlichen Behörden ge-

stellt, die das IfSG selbst in seiner Neufassung 

nicht auflistet, so etwa die Gewerbefreiheit oder 

die Religionsfreiheit.   

An dieser Stelle sollen ausgewählte Beispiele 

genügen: So hat der Freistaat Bayern bereits am 

17.3.2020 den ĂKatastrophenfallñ ausgerufen, 

vier Tage, nachdem der erste Corona-Todesfall 

in diesem Bundesland gemeldet worden war. Da-

mit sicherte sich die bayerische Regierung neue 

ĂEingriffs- und Durchgriffsmºglichkeitenñ über die 

Mitspracherechte des Landesparlaments hinweg 

(stmgp.bayern.de, 30.4.2020). Begründet wurde 

dieser Schritt mit der neuen Risikoeinschätzung 

des Robert Koch-Instituts (RKI), das Covid-19 

nun als Ăsehr infektiºsñ einstufte. Dabei bestätigte 

Ministerpräsident Markus Söder auf einer Presse-

konferenz mit Bundesgesundheitsminister Jens 

Spahn, dass 80 Prozent der Infizierten nur leichte 

Symptome hätten, doch zum Schutz der Risiko-

gruppen drastische Maßnahmen notwendig seien 

(Pressekonferenz, 17.3.2020, 3:30 min). Um dies 

juristisch abzusichern, verabschiedete der Baye-

rische Landtag sein eigenes Infektionsschutzge-

setz, jedoch erst am 25.3.2020 und somit unter 

den Bedingungen des Katastrophenfalls (BayIfS, 

26.3.2020). Im Unterschied zum IfSG des Bundes 

läuft es jedoch am 31.12.2020 aus. 

Für die Berliner Senatsverwaltung war der 

Weg zur Einschränkung der Grundrechte kürzer. 

Sie verkündete ihre SARS-CoV-2-Eindämmungs-

maßnahmenverordnung schon am 14.3.2020 

(berlin.de, 14.3.2020), verschärfte sie jedoch drei 

Tage später (berlin.de, 17.3.2020), um nach wei-

teren vier Tagen eine Neufassung zu verkünden 

(berlin.de, 22.3.2020, die in zehn weiteren Spra-

chen erschien (Berlin, Corona, 22.3.2020). Dabei 

stützte sich das Land Berlin auf das IfSG des 

Bundes, so dass es kein eigenes Gesetz verfasst 

hat und somit auch nicht auf die Zustimmung des 

Berliner Abgeordnetenhauses angewiesen war. 

Im Falle Deutschlands haben also die Landes-

regierungen die Initiative an sich gezogen, um zu-

nächst ohne parlamentarische Kontrolle Sofort-

Maßnahmen zu verordnen, die über den gegebe-

nen Rahmen hinaus Grundrechte einschränken. 

Nur wenige haben sich durch Landesgesetze ab-

gesichert, die aber ebenso Fragen aufwerfen und 

das Bundesverfassungsgericht zunehmend be-

schäftigen werden. Derzeit weist es noch aus for-

malen Gründen Klagen ab, so etwa gegen die 

Berliner Senatsverordnung (BVerfG, 31.3.2020). 

Doch je höher sich die Folgeschäden aufsummie-

ren, umso mehr Druck wird entstehen, die Fakten 

zu prüfen, die das RKI im ersten Quartal 2020 

präsentierte. Denn es verwies erstmals am 

4.3.2020 auf Maßnahmen des nationalen Pande-

mieplans (RKI, 4.3.2020), zu einer Zeit, als die 

meisten Bundestagsabgeordneten Covid-19 im-

mer noch mit einer gewöhnlichen Influenza-Infek-

tion verglichen (vgl. Kapitel 1.1).  

2.2 Mit Einschränkung der Demokratie 

gehen Werte und Maßstäbe verloren  

Zwischen dem 4. und 13.3.2020 legten die deut-

schen Regierungsparteien plötzlich den Hebel 

um und schätzten Covid-19 als große Gefahr ein. 

Dabei übernahmen sie Argumente der Opposi-

tion, die sie noch tags zuvor in Bundestagsdebat-

ten ablehnten, u.a. die der AfD, die in ihren Augen 

mit Corona Panik schüren würde. Wie kam dieser 

Meinungswechsel zustande? Mit dieser Frage 

werden sich zukünftig viele Wissenschaftler be-

fassen. Denn nicht nur der Bundespräsident be-

fürchtet: ĂNein, die Welt danach wird eine andere 

sein.ñ (sueddeutsche.de, 11.4.2020) In seiner An-

sprache zu Ostern, das erstmals ohne Gottes-

dienste gefeiert wurde, erinnerte er an die Aus-

wirkungen der Corona-Krise in anderen Ländern 

Europas. Damit verwies er auf einen wichtigen 

externen Faktor, der das RKI offenbar zu einer 

neuen Risikobewertung gedrängt hatte: Viele EU-

Mitglieder reagierten sofort mit der Einführung 

von Notmaßnahmen, nachdem die WHO am 

11.3.2020 Covid-19 als Pandemie deklariert hatte 

(WHO, 11.3.2020). Deutschland war diesmal 

nicht unter den ersten (vgl. Abbildung 11).  

http://www.gesetze-im-internet.de/ifsg/BJNR104510000.html
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/coronavirus-so-unterschiedlich-sind-die-massnahmen-der-bundeslaender-a-f41d72dd-248c-4b3f-87db-9b22936f5d3d
https://www.stmgp.bayern.de/coronavirus/
https://www.youtube.com/watch?v=Vrq-UckZ7PY
https://www.verkuendung-bayern.de/files/gvbl/2020/07/gvbl-2020-07.pdf
https://www.verkuendung-bayern.de/files/gvbl/2020/07/gvbl-2020-07.pdf
https://www.berlin.de/sen/justiz/service/gesetze-und-verordnungen/2020/ausgabe-nr-10-vom-19-3-2020-s-209-212.pdf#page=2
https://www.berlin.de/sen/justiz/service/gesetze-und-verordnungen/2020/ausgabe-nr-11-vom-21-3-2020-s-213-216.pdf
https://www.berlin.de/sen/justiz/service/gesetze-und-verordnungen/2020/ausgabe-nr-12-vom-27-3-2020-s-217-224.pdf#page=4
https://www.berlin.de/corona/massnahmen/verordnung/
http://www.bverfg.de/e/rk20200331_1bvr071220.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Empfohlene_Schutzma%C3%9Fnahmen.html
https://www.sueddeutsche.de/politik/steinmeier-rede-wortlaut-1.4874627
https://www.who.int/dg/speeches/detail/who-director-general-s-opening-remarks-at-the-media-briefing-on-covid-19---11-march-2020
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Abbildung 11: 

 

Zeittafel zum Beginn von Shutdown und Grenzkontrollen innerhalb der EU / Schengenraum 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Quelle: eigene Zusammenstellung u.a. Zeitungsberichte, Websites, Regierungen, EU-Kommission: Member Statesô 

notifications of the temporary reintroduction of border control at internal borders pursuant to Article 25 and 28 et seq. of 

the Schengen Borders Code, ec.europa.eu, 13.5.2020, europarl.europa.eu, 27.4.2020 

https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/borders-and-visas/schengen/reintroduction-border-control/docs/ms_notifications_-_reintroduction_of_border_control_en.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2020/649347/EPRS_BRI(2020)649347_EN.pdf
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Da in vielen EU-Mitgliedstaaten die Einführung 

von Notmaßnahmen schrittweise geschah, ent-

hält Abbildung 11 nur die Entscheidung für einen 

landesweiten Shutdown bzw. Lockdown. Die kon-

kreten Maßnahmen begannen zum Teil einige 

Tage später und unterschieden sich in ihrem Um-

fang von Land zu Land. Doch alle waren sich in 

zwei grundsätzlichen Entscheidungen einig, zum 

einen die gesamte Bevölkerung unter Quaran-

täne zu stellen (Ausgangsverbot, Ausgangssper-

ren, Kontaktverbote etc.) und zum anderen, lan-

desweit alle öffentlichen Institutionen und private 

Dienstleistungsbetriebe zu schließen. Darüber 

hinaus enthält Abbildung 11 Informationen zum 

Beginn der Wiedereinführung von Grenzkontrol-

len innerhalb des Schengenraums, die von den 

EU-Mitgliedstaaten gegenüber der Europäischen 

Kommission mit der Bekämpfung von Covid-19 

begründet wurden (ec.europa.eu, 13.5.2020).   

Aus der Zusammenstellung dieser Informatio-

nen ergibt sich eine Reihe interessanter Erkennt-

nisse, von denen hier nur einige herausgegriffen 

werden. So nimmt Italien bis heute eine beson-

dere Rolle bei der Bekämpfung des Coronavirus 

ein. Es war das erste Land in Europa, in dem Re-

gionalverwaltungen ab dem 21.2.2020 einzelne 

Städte und Gemeinden abriegelten und unter 

Quarantäne stellten. Zu dieser Zeit gab es in ganz 

Italien ca. 200 offiziell bestätigte Corona-Fälle (ta-

geszeitung.it, 21.2.2020). Drei Wochen später 

entschied sich die Zentralregierung per Dekret 

vom 9.3.2020 für einen landesweiten Shutdown 

(salute.gov.it, 13.5.2020), nachdem die Zahl der 

Infizierten auf über 6000 angestiegen war. Doch 

konnte diese drastische Maßnahme dessen Ver-

breitung nicht verhindern. Bis zum 28.4.2020, 

also im Verlauf von weiteren sieben Wochen, 

stieg die Zahl der Corona-Infizierten auf 201.505, 

wovon 117.506 (oder 58,3 Prozent) aus den drei 

der 20 italienischen Regionen kommen, wo die 

Quarantäne drei Wochen früher angeordnet 

wurde, nämlich Lombardei, Piemont und Vene-

tien (salute.gov.it, 28.4.2020).  

Auf Kontrollen seiner Grenzen innerhalb des 

Schengenraums hat Italien im Übrigen bis heute 

verzichtet. Es setzt auf die Freiwilligkeit und Ehr-

lichkeit der Reisenden, die sich beim Grenzüber-

gang bei der zuständigen Gesundheitsbehörde 

melden und Angaben über ihren Gesundheitszu-

stand machen müssen (ahk-italien.it, 4.5.2020). 

Im Gegensatz dazu hat Frankreich der Europäi-

schen Kommission angezeigt, dass es bereits ab 

dem 1.3.2020 Grenzkontrollen durchführt, um die 

Verbreitung von Covid-19 einzudämmen. Es war 

also der Vorreiter in der EU für diese Maßnahme, 

während es den Shutdown aller öffentlichen Ein-

richtungen erst am 14.3.2020 und eine allge-

meine Ausgangssperre am 16.3.2020 angeord-

net hat. Trotz seiner Dekrete liegt Frankreich mit 

178.060 Corona-Infizierten (Stand: 14.5.2020) 

weltweit auf Platz sieben, hinter den USA, Spa-

nien und Italien (worldometers.info, 14.5.2020).   

Spanien liegt mit 271.095 Corona-Infizierten 

(Stand: 14.5.2020) weltweit auf Platz zwei, ob-

wohl es sich wenige Tage nach Italien für den 

Shutdown (14.3.2020) entschied und Kontrollen 

an seinen EU-Binnengrenzen wiedereinführte 

(17.3.2020). Obwohl Polen (37,9 Mio. Einwohner) 

um wenige Tage schneller reagierte als Spanien 

(46,9 Mio.), blieb dessen Zahl an Corona-Infizier-

ten mit 17.469 weitaus niedriger (worldome-

ters.info, 14.5.2020). Schließlich ist noch ein Ver-

gleich zwischen Österreich (8,8 Mio.) und Schwe-

den (10.2 Mio.) interessant: Denn hier liegen die 

Infektionszahlen aktuell bei 15.997 bzw. 27.909 

unter Berücksichtigung der Einwohnerzahl auf ei-

nem ähnlich hohen Niveau, obwohl Österreich 

schon am 10.3.2020 einen Shutdown anordnete, 

Schweden auf diese Maßnahme ganz verzichtete 

(vgl. Abbildung 11). Dagegen kontrolliert Schwe-

den seine Grenzübergänge seit der Migrations-

krise 2015, während Österreich erst ab dem 

12.3.2020 wieder Grenzkontrollen durchführt.  

An dieser Stelle lässt sich ein vorläufiges Fazit 

ziehen, das zukünftige Forschungen überprüfen 

müssen. Es gibt schon heute gute Gründe anzu-

nehmen, dass die Quarantäne der gesamten Be-

völkerung und die Schließung aller öffentlichen 

Einrichtungen und privaten Dienstleistungsunter-

nehmen kaum wirksame Effekte auf die Eindäm-

mung des Virus hatte. Es wird daher zu prüfen 

sein, auf wessen Initiative hin diese drastischen 

Maßnahmen zurückgehen, die selbst in den Pan-

demieplänen gar nicht vorgesehen sind. Ein Ein-

wand lässt sich bereits entkräften, dass man dies 

im Nachhinein nicht mehr feststellen könne. Da 

die EU-Mitgliedstaaten trotz des gemeinsamen 

europäischen Gesetzesrahmens unterschiedlich 

reagierten, bietet sich eine Reihe von verschiede-

nen Vergleichsanalysen an.  

Der initiierende Faktor für einen Shutdown des 

gesamten Wirtschaftslebens kam entweder aus 

der EU selbst heraus, konkret von Italien oder 

Frankreich (vgl. Abbildung 11), oder aber von au-

ßen, möglicherweise von China, das als erstes 

Land zu diesen drastischen Maßnahmen gegrif-

fen hatte. Hinzu kamen entscheidende Faktoren 

wie die WHO-Erklärung vom 11.3.2020, Covid-19 

als Pandemie einzuordnen (WHO, 11.3.2020). 

Denn dies führte ganz offensichtlich zu einer Ket-

tenreaktion, der sich zuerst Dänemark, Öster-

reich, Ungarn und Polen anschlossen. Nicht zu 

https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/borders-and-visas/schengen/reintroduction-border-control/docs/ms_notifications_-_reintroduction_of_border_control_en.pdf
https://www.tageszeitung.it/2020/02/21/die-corona-angst/
https://www.tageszeitung.it/2020/02/21/die-corona-angst/
http://www.salute.gov.it/portale/nuovocoronavirus/dettaglioContenutiNuovoCoronavirus.jsp?lingua=italiano&id=5351&area=nuovoCoronavirus&menu=vuoto
http://www.salute.gov.it/imgs/C_17_notizie_4632_1_file.pdf
https://www.ahk-italien.it/fileadmin/AHK_Italien/Documents/Dienstleistungen/200504_News_Arbeitnehmerentsendung_nach_Italien.pdf
https://www.worldometers.info/coronavirus/
https://www.worldometers.info/coronavirus/
https://www.worldometers.info/coronavirus/
https://www.who.int/dg/speeches/detail/who-director-general-s-opening-remarks-at-the-media-briefing-on-covid-19---11-march-2020



































